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1 Einleitung 
1.1 Gegenstand und Ziel der Bachelorarbeit 
Die Finanz- und Wirtschaftskrise1 dominiert nun schon seit Jahren die 
Schlagzeilen der täglichen Nachrichten. Auch in den kommunalen 
Haushalten hinterlässt die Finanzkrise ihre Spuren. 
 
Ziel meiner Arbeit ist es, die Folgen der Finanzkrise und die damit 
verbundenen Einschnitte am Beispiel der Gemeinde Dürmentingen 
aufzuzeigen. Gerade die Aktualität des Themas reizt mich sehr. Denn 
während viele Industriebetriebe, um es sprichwörtlich auszudrücken, 
wieder Land in Sichtweite oder dieses bereits betreten haben, treiben die 
Kommunen teilweise noch auf offener See. 
Neben den finanziellen Problemen, welche die Finanzkrise mit sich bringt, 
soll meine Arbeit beim Leser auch das Bewusstsein stärken, vorsichtig 
sowie nachhaltig zu wirtschaften und in diesem Zusammenhang 
Rücklagen zu bilden. 
 
Zusätzlich dient diese Arbeit als Gemeinderatsvorlage für eine 
Präsentation des Verfassers zum Thema vor dem Gremium. 
 
Der Hauptteil der Arbeit ist in zwei Bereiche gegliedert. Im ersten wird 
dargestellt, wie sich die Zahlungsströme der Gemeinde Dürmentingen 
infolge der Finanzkrise entwickelt haben bzw. entwickeln. Hier werden die 
aktuellen Rechnungsergebnisse und Prognosen mit denen der Vorjahre 
verglichen. Als Referenzjahr dient vor allem 2008 als Jahr vor Durchbruch 
der Krise in die kommunalen Haushalte. Anschließend wird 
veranschaulicht, mit welchen Problemen, auch haushaltsrechtlicher Natur, 
die Gemeinde zu kämpfen hat.  
 
                                                 
1
 Nachfolgend hauptsächlich Finanzkrise oder Krise 
Einleitung 
   
2 
Aus Quantitätsgründen beschränkt sich der Verfasser bei den 
nachfolgenden Ausführungen auf gewichtige Auswirkungen der 
Finanzkrise. Zur Finanzkrise allgemein sowie zu Einnahmen und 
Ausgaben, welche sich nur geringfügig verändert haben, wird daher nicht 
oder nur marginal eingegangen. Die Rechtsnatur der einzelnen Einnahme- 
und Ausgabearten wird lediglich schemenhaft dargestellt. 
 
Einleitung 
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1.2 Die Finanz- und Wirtschaftskrise 
Die Finanz- und Wirtschaftskrise ist auf die „Internationalisierung des 
Geld- und Kapitalverkehrs“2 zurückzuführen. Sie begann als 
Immobilienkrise vor allem am amerikanischen Immobilienmarkt sowie als 
Überkapazitäts- und Strukturkrise in der Automobilindustrie. 
Immobilienpreise, welche in den Jahren vor der Krise enorm gestiegen 
waren, verfielen drastisch im Wert. Durch diese Immobilien gesicherte 
Hypotheken und Hypothekenderivate waren nicht mehr ausreichend 
abgesichert. Hinzu kamen Absatzeinbrüche bei amerikanischen, 
europäischen und japanischen Autokonzernen. Durch die weltweite 
Verflechtung der Finanzmärkte weitete sich die Krise unaufhaltsam zur 
globalen Kredit- und Finanzkrise aus.3 Kredite als „Schmiermittel im 
Getriebe der Wirtschaft“4 wurden nur noch unzureichend oder zu 
überhöhten Konditionen vergeben. Dies brachte den 
gesamtwirtschaftlichen Geldstrom ins Stocken und bremste die 
Investitionsneigung der Unternehmen. So übertrug sich die Bankenkrise 
auf die Realwirtschaft. Auch zwischen den Kreditinstituten beeinträchtigte 
Misstrauen den Liquiditätsfluss. Folglich blieben Aufträge aus, 
Großaufträge wurden reihenweise storniert, die Kurzarbeit prägte den 
Arbeitsmarkt. Viele Betriebe verzeichneten hohe Verluste. 
Seitens der Bundesregierung wurden Konjunkturpakete geschnürt, um die 
Binnennachfrage zu stärken und so die Wirtschaft wieder anzukurbeln.5 
Zudem bürgte der Staat für angeschlagene Banken in Milliardenhöhe.6 
                                                 
2
 Vgl.  http://www.dstgb.de/homepage/artikel/schwerpunkte/gemeindefinanzen/ 
finanzmarktkrise_und_konjunkturpaket_ii/zum_schwerpunkt/material/finanzmarktkri
se/index.html, Abruf am 20.07.2010 
3
 Vgl.  Roth, 2009, S.18 
4
 Vgl.  http://www.dstgb.de/homepage/artikel/schwerpunkte/gemeindefinanzen/ 
finanzmarktkrise_und_konjunkturpaket_ii/zum_schwerpunkt/material/finanzmarktkri
se/index.html, Abruf am 20.07.2010 
5
 Vgl.  Bundeszentrale für politische Bildung Baden-Württemberg, 2010, S.41 
6
 Vgl.  ebenda 
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2 Haushaltslage der Kommunen in Baden-Württemberg infolge der 
Finanz- und Wirtschaftskrise 
Die wirtschaftliche Lage der Kommunen in Baden-Württemberg ist so 
angespannt wie selten zuvor. Die Situation lässt sich mit einem Zitat von 
Regierungspräsident Schmalzl, Regierungspräsidium Stuttgart, vom      
12. Januar diesen Jahres auf den Punkt bringen:  
„Die Finanzlage der Kommunen befindet sich zurzeit in einem 
dramatischen Abwärtsstrudel, dessen Ende noch nicht absehbar 
ist.“7  
Die Aufwärtsentwicklung der Kommunalfinanzen ab 2006, welche im Jahr 
2008 mit sehr guten Ergebnissen ihren Höhepunkt fand, wurde 2009 
aufgrund der Finanzkrise auf einen Schlag gestoppt. Die 
Einnahmequellen, vor allem die Gewerbesteuer, brachen abrupt in einer 
noch nie dagewesenen Art und Weise ein. Aber auch weitere wichtige 
Einnahmequellen, wie der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer, sind 
geschrumpft. Erschwerend kommt hinzu, dass die Gemeinden weniger 
Zuweisungen erhalten und höhere Umlagebeträge abführen müssen.8 
Viele Kommunen sind daher gezwungen, sofern vorhanden, auf ihre 
Rücklagen zurückzugreifen. Diese Städte und Gemeinden leben 
momentan von der Substanz. Bei vielen ist eine Schuldenaufnahme 
unabdingbar, um handlungsfähig zu bleiben.9 
 
                                                 
7
 Vgl.  Regierungspräsidium Stuttgart, Pressemitteilung vom 12.01.2010 
8
 Vgl.  Kapitel 4.3 
9
 Vgl.  Regierungspräsidium Stuttgart, Pressemitteilung vom 12.01.2010 
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3 Die Gemeinde Dürmentingen im Landkreis Biberach 
3.1 Vorstellung der Gemeinde 
Die Gemeinde Dürmentingen mit ihren Ortschaften Burgau, Hailtingen und 
Heudorf ist eine von 45 Gemeinden im Landkreis Biberach und bietet 
2.59110 Menschen ein Zuhause. Dürmentingen liegt idyllisch in 
unmittelbarer Nähe des Bussens, dem Heiligen Berg Oberschwabens 
sowie des Federsees. Wanderer und Radfahrer kommen hier auf vielen 
schön angelegten Wegen auf ihre Kosten. Dürmentingen verfügt über eine 
gute Infrastruktur und ist Standort von mehreren mittelständischen 
Unternehmen, vor allem des Maschinenbaus.11 In Dürmentingen arbeiten 
1.29912 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Davon ist der Großteil  
(67,5 %) im produzierenden Gewerbe tätig.13 
3.2 Angewandtes Kassen- und Rechnungswesen 
Mit Inkrafttreten der Gemeindehaushaltsverordnung am 1. Januar 2010 
wurde das Neue Kommunale Haushalts- und Rechnungswesen 
verbindlich für die Kommunen in Baden-Württemberg eingeführt. Gem. 
§ 64 Abs. 2 Satz 1 GemHVO ist das NKHR spätestens ab dem 
Haushaltsjahr 2016 anzuwenden. Bis dahin erlaubt Satz 2 dieser 
Vorschrift, die Rechnungslegung nach der GemHVO vom 7. Februar 1973 
durchzuführen. Die Gemeinde Dürmentingen macht derzeit von dieser 
Übergangsregelung Gebrauch und führt ihren Haushalt noch mittels 
kameraler Rechnungslegung. Nachfolgende haushaltsrechtliche 
Ausführungen beziehen sich daher auf die GemHVO vom                         
7. Februar 197314.  
Es wurden jedoch bereits erste Schritte in Richtung Doppik getätigt. Mit 
dem EDV-Programm KIRP konnte eine Software implementiert werden, 
                                                 
10
 Gemeinde Dürmentingen, Stand Januar 2010 
11
 Vgl.  www.duermentingen.de 
12
 Stand: 30.Juni 2009 
13
 Vgl.  http://www.statistikbw.de/SRDB/Tabelle.asp?H=ArbeitsmErwerb&U=02&T= 
03025014&E=GE&K=426&R=GE426035, Abruf am 28.08.2010 
14
 Nachfolgend GemHVO 1973 
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welche auf das NKHR ausgerichtet ist. Auch wurden Überlegungen zur 
Vermögensbewertung durchgeführt. 
3.3 Haushaltssituation vor der Krise 
Die Haushaltssituation in den Jahren vor Beginn der Krise gestaltete sich 
sehr gut. In den Haushaltsjahren 2007 und 2008 konnten deutliche 
Überschüsse erwirtschaftet werden. Die Pflichtzuführung vom 
Verwaltungs- an den Vermögenshaushalt, welche mind. die Höhe der 
Tilgungsleistungen umfassen muss15, wurde weit übertroffen. So lag die 
Zuführungsrate an den Vermögenshaushalt im Jahr 2007 bei 
748.833 EUR, im Jahr 2008 sogar bei 1.120.794 EUR.16 Abzüglich der 
ordentlichen Tilgungszahlungen in Höhe von 190.056 EUR für 2007 und 
205.551 EUR17 für 2008 entsprach dies einer sog. „Freien Spitze“ in Höhe 
von 558.777 EUR bzw. 915.243 EUR. Die „Freie Spitze“ ist der Betrag, um 
den die Zuführungsrate die Pflichtzuführung übersteigt.18 Nach der 
Systematik der Kameralistik steht die „Freie Spitze“ insbesondere für 
Investitionen bzw. zur Rücklagenbildung zur Verfügung.19 Die 
vergangenen Haushaltsjahre waren von einer hohen Investitionstätigkeit 
geprägt. So wurden zwischen 2006 und 2009 regelmäßig Investitionen in 
einer Größenordnung von ca. 1 bis 1,5 Mio. EUR durchgeführt.20 Daneben 
konnte im Jahr 2007 der Restbetrag eines über eine Sonderrechnung 
finanzierten Baugebiets in Höhe von 175.000 EUR außerordentlich getilgt 
werden.21 Vor allem wegen der hohen Investitionsaktivität wurden trotz der 
sehr guten Einnahmesituation nur geringe Rücklagen gebildet. So waren 
2008 Entnahmen aus der allgemeinen Rücklage geplant, um die 
anstehenden Investitionen tätigen zu können. Aufgrund der 
überdurchschnittlichen Zuführungsrate, bedingt durch die hohen 
Gewerbesteuereinnahmen, wurde eine Entnahme jedoch nicht notwendig. 
                                                 
15
 Vgl.  Schwarting, 2002, S.28 
16
 Vgl.  Haushaltsrechnung 2007 sowie 2008 
17
 Vgl.  Haushaltsrechnung 2007 und 2008, S.19 
18
 Vgl.  Rehm/Rehm, 2010, S. 169 
19
 Vgl.  Schwarting, 2002, S.29 
20
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Haushaltspläne 2006-2010 
21
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Haushaltsplan 2008, S.3 
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Der allgemeinen Rücklage konnten sogar außerplanmäßig 343.022 EUR 
zugeführt werden.22 In hohem Maße verantwortlich für die guten 
Ergebnisse in den Jahren vor Durchbruch der Finanzkrise waren die 
Rekordeinnahmen bei der Gewerbesteuer.23 Jedoch zeigte sich bereits in 
jüngerer Vergangenheit gerade die Abhängigkeit der Gemeinde von dieser 
Einnahmequelle. In den Jahren 2002 und 2003 kam es ebenfalls zu 
erheblichen Einbrüchen bei den Gewerbesteuereinnahmen.24 So sanken 
die Nettogewerbesteuereinnahmen, also die Einnahmen der 
Gewerbesteuer abzgl. der Gewerbesteuerumlage, von ca. 722.000 EUR in 
2001 auf ca. 428.000 EUR und ca. 488.000 EUR in den zwei 
darauffolgenden Haushaltsjahren. Erst 2004 erreichten die Einnahmen 
wieder das Niveau von 2001.25 Die Gewerbsteuereinnahmen variieren in 
Dürmentingen stark und reagieren sensibel auf die konjunkturelle 
Entwicklung. 
 
Trotz eines schwankenden Einnahmevolumens ist die Einnahmesituation 
der Gemeinde Dürmentingen im Verhältnis zu vergleichbaren Gemeinden 
sehr ordentlich. Dennoch ist Dürmentingen, und zwar unabhängig von der 
Finanzkrise, mit einer Pro-Kopf-Verschuldung in Höhe von 1.134 EUR26 
relativ hoch verschuldet, der Landesdurchschnitt liegt bei 494 EUR.27 
 
                                                 
22
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Haushaltsplan 2010, S. 2 
23
 Vgl.  Kapitel 5.1.1 
24
 Vgl. Gemeinde Dürmentingen, Haushaltsplan 2010, S. 2 
25
 Vgl.  http://www.statistikbw.de/SRDB/Tabelle.asp?H=FinSteuern&U=01&T=    
16015074&E= GE&K=426&R=GE426035, Abruf am 27.08.2010 
26
 Vgl.  Haushaltsrechnung 2009, S.8 
27
 Vgl.  Kapitel 6.4 
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4 Die Wirtschaftsentwicklung in der Bundesrepublik 
Der Ifo-Geschäftsklimaindex gilt als wichtiger Frühindikator der deutschen 
Wirtschaft. Er wird vom Münchner Wirtschaftsforschungsinstitut Ifo auf 
Grundlage einer Befragung unter ca. 7.000 Unternehmen aufgestellt.28 
 
Abbildung 1: Entwicklung Ifo-Geschäftsklimaindex29 
 
Die Grafik zeigt sowohl die aktuelle, als auch die Wirtschaftsentwicklung in 
den letzten 20 Jahren. So wird im unteren Teil deutlich, wie stark die 
Stimmung der deutschen Wirtschaft unter der Finanzkrise gelitten hat. Der 
Ifo-Geschäftsklimaindex sank abrupt von 103,4 Zählern im Mai 2008 auf 
82,2 im März 2009. Damit bewegte sich der Index auf dem tiefsten Punkt 
seit Beginn der gesamtdeutschen Erhebung 1991. Einen ähnlich niedrigen 
Wert nahm der Geschäftsklimaindex zuletzt während der Ölkrise Ende 
1982 an.30 
                                                 
28
 Vgl. http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/ifo-geschaeftsklimaindex-sonnenschein-
zumindest-bei-den-unternehmen-1.992217, Abruf am 05.09.2010 
29
 Vgl. http://www.spiegel.de/flash/flash-21369.html, Abruf am 05.09.2010 
30
 Vgl. http://www.stern.de/wirtschaft/news/maerkte/historisches-tief-ifo-
geschaeftsklimaindex-bricht-ein-649535.html, Abruf am 05.09.2010 
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Gegenwärtig erlebt die deutsche Wirtschaft allerdings einen deutlichen 
Aufschwung. So erhöhte sich der Index seit März 2009 kontinuierlich auf 
aktuell 106,7 Zähler im August 2010. Damit hat er das Niveau von vor der 
Krise erreicht. Im Juli erhöhte sich die Stimmung in der deutschen 
Wirtschaft so stark wie noch nie seit der Wiedervereinigung. „Die deutsche 
Wirtschaft ist wieder in Partylaune“. So titulierte die Frankfurter Allgemeine 
Zeitung einen diesbezüglichen Bericht zur Wirtschaftsentwicklung.31 
 
Der Aufschwung der deutschen Wirtschaft wirkt sich, wie im 
nachfolgenden Teil der Arbeit noch aufgezeigt wird, sehr wesentlich auf 
die von der Krise gebeutelten Gemeindefinanzen von Dürmentingen aus. 
 
 
                                                 
31
 Vgl.  http://www.faz.net/s/Rub050436A85B3A4C64819D7E1B05B60928/Doc~ 
E9A68F89F331A4C66845BBB8EF69D9ED1~ATpl~Ecommon~Scontent.html# 
FF3F20092FCF4D79B0EDC2457A2F02A5, Abruf am 05.09.2010 
Auswirkungen auf Zahlungsströme der Gemeinde Dürmentingen infolge 
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5 Auswirkungen auf Zahlungsströme der Gemeinde Dürmentingen 
infolge der Finanz- und Wirtschaftskrise 
5.1 Stark reagible Einnahmen aus Steueraufkommen 
Neben den Finanzzuweisungen stellen Einnahmen aus Steueraufkommen 
für die Gemeinden die wichtigsten Einnahmequellen dar. 
Den Gemeinden wird in Artikel 28 GG sowie in Artikel 71 LV Baden-
Württemberg die kommunale Selbstverwaltungsgarantie eingeräumt. 
Diese umfasst grundsätzlich alle Aufgaben der örtlichen Gemeinschaft, 
sofern sie nicht bereits anderen Trägern der öffentlichen Verwaltung 
übertragen worden sind.32 Bestandteil der kommunalen 
Selbstverwaltungsgarantie ist nach herrschender Meinung auch die 
Finanzhoheit der Gemeinden. Diese umfasst u.a. eine 
eigenverantwortliche Einnahme- und Ausgabepolitik. 
Gem. Artikel 73 Abs. 1 LV Baden-Württemberg besitzen die Gemeinden 
einen Anspruch auf finanzielle Mindestausstattung.33 
 
Die den Gemeinden zur Verfügung gestellten Einnahmequellen sind 
jedoch teilweise starken Schwankungen unterworfen. 
Ein extrem schwankendes Aufkommen liegt hier vor allem bei der 
Gewerbesteuer vor. Einer Studie der Deutschen Bank Research über die 
Zukunftssicherheit der Kommunalfinanzen zufolge ist die Gewerbesteuer 
bis auf das eingeräumte Hebesatzrecht „eigentlich keine gute 
Gemeindesteuer“. Besonders das extrem schwankende Aufkommen wird 
hier als großes Problem genannt. Zusätzlich streue sich das Aufkommen 
sehr stark regional, ohne dass sich auch eine Streuung der Aufgaben und 
Ausgaben ergäbe. Keine andere Einnahmequelle sei so volatil wie die 
Gewerbesteuer. Auch Schwarting zählt die Gewerbesteuer, sowohl aus 
kommunaler als auch aus Sicht der Gewerbetreibenden, zu den 
umstrittensten Abgaben im deutschen Steuerrecht. Dennoch biete das 
                                                 
32
 Vgl.  Sixt/Notheis/Menzel/Roth, 2009, S.16 
33
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Hebesatzrecht den entscheidenden Vorteil, dass ein beachtlicher Teil des 
Steueraufkommens von der Kommune selbst gestaltet und dem 
Finanzbedarf angepasst werden kann.34 
 
Eine starke Volatilität, wenn auch nicht in dem Ausmaß, wie dies bei der 
Gewerbesteuer der Fall ist, liegt auch beim Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer vor.35 
 
Die nachfolgende Grafik verdeutlicht, von welcher Bedeutung gerade die 
besonders reagiblen Einnahmequellen, wie die Gewerbesteuer und der 
Gemeindenanteil an der Einkommensteuer, für die Gemeinde 
Dürmentingen sind. 


































Abbildung 2: Fließende Einnahmen Verwaltungshaushalt36 
 
In der Grafik unberücksichtigt bleiben die kalkulatorischen Einnahmen 
(kalkulatorische Zinsen und Abschreibungen sowie Auflösung von 
Beiträgen und Zuschüssen) und die Einnahmen aus Inneren 
                                                 
34
 Vgl.  Schwarting, 2010, S.59 
35
 Vgl.  Deutsche Bank Research, 2010, S.12 
36
 Eigene Darstellung aufgrund der Rechnungsergebnisse 2005 bis 2009 
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Verrechnungen. Diese Beträge werden aus systematischen Gründen gem. 
§ 12 Abs. 1 Nr.2 Satz 2 GemHVO 1973 im Einzelplan für die allgemeine 
Finanzwirtschaft wieder als Einnahmen bzw. Ausgaben veranschlagt. 
Die der Grafik zugrunde liegenden Einnahmen sind also nur solche, die 
auch tatsächlich in Form liquider Mittel fließen. 
Werden nun die letzten Haushaltsjahre betrachtet, so wird deutlich, dass 
sowohl die Gewerbesteuer als auch der Anteil an der Einkommensteuer 
regelmäßig mind. die Hälfte der gesamten Einnahmen der Gemeinde 
Dürmentingen ausmachen. Im Jahr 2008 waren es sogar über 60 %. 
Umso schwerwiegender fällt es daher ins Gewicht, wenn gerade diese 
essentiellen Einnahmearten auf einen Schlag wegbrechen. Infolge eines 
solchen Einbruchs schrumpft somit in gleichem Maße die wirtschaftliche 
Handlungsfähigkeit der Gemeinde. 
Gerade das Haushaltsjahr 2009 veranschaulicht in der Grafik, wie stark 
sich der Einnahmeeinbruch auswirkt. Insgesamt sind die fließenden 
Einnahmen des Verwaltungshaushalts im Vergleich zum Vorjahr um fast 
1,3 Mio. EUR zurückgegangen. In der Folge war der Liquiditätsbedarf zur 
Deckung der laufenden Ausgaben nicht mehr vorhanden. Daher wurde 
eine umgekehrte Zuführung vom Vermögens- an den 
Verwaltungshaushalt erforderlich.37 
5.1.1 Gewerbesteuer als wichtigste Einnahmequelle 
Die Gewerbesteuer ist für viele Gemeinden die wichtigste 
Einnahmequelle. Gem. Art. 106 Abs. 6 GG steht das Aufkommen den 
Gemeinden zu. Gleichzeitig sind die Gemeinden nach § 1 GewStG 
verpflichtet, die Gewerbesteuer als Gemeindesteuer zu erheben.  
Die Gewerbesteuer ist eine sog. Real- und Objektsteuer, da sich die Höhe 
der Besteuerung an der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit des 
Steuerobjekts Gewerbebetrieb orientiert.38 Durch die ausschließliche 
Ertragsabhängigkeit der Gewerbesteuer sinkt das Aufkommen in einer 
                                                 
37
 Vgl.  Kapitel 6.1 
38
 Vgl.  Dinkelbach, 2009, S.369 
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Rezession besonders stark.39 Steuerschuldner ist gem. § 5 GewStG der 
Gewerbebetrieb.40 Die Gewerbesteuer wird von den staatlichen 
Finanzämtern und den Gemeinden arbeitsteilig festgelegt. So stellen die 
Finanzämter den Steuermessbetrag fest, die Gemeinden hingegen 
veranlagen die Jahresbeträge anhand des für das jeweilige Haushaltsjahr 
in der Haushaltssatzung festgesetzten Hebesatzes.41 
Die Gewerbesteuerschuld errechnet sich gem. nachfolgender Darstellung 
wie folgt:  
 
Abbildung 3: Berechnung Gewerbesteuerschuld42 
 
Ausgangspunkt für die Erhebung der Gewerbesteuer ist der nach den 
Vorschriften des Einkommen- bzw. Körperschaftsteuerrechts ermittelte 
Gewinn des Gewerbebetriebs.43 Dieser wird durch die in der Darstellung 
aufgeführten Positionen bereinigt, mit der Steuerkraftmesszahl gem.         
§ 11 GewStG multipliziert und bildet somit den Steuermessbetrag. 
                                                 
39
 Vgl.  Schwarting, 2002, S.50 
40
 Vgl.  Dinkelbach, 2009, S.369 
41
 Vgl.  Steiner, 2006, S.104 
42
 Eigene Darstellung in Anlehnung an Zwick, 2007, S.49 
43
 Vgl.  Schwarting, 2010, S.54 
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Auf den Steuermessbetrag wenden die Gemeinden das ihnen gem.          
§ 16 GewStG  eingeräumte Hebesatzrecht an.44 Die vom Gewerbebetrieb 
abzuführende Gewerbesteuerschuld bemisst sich demnach aus dem 
Steuermessbetrag multipliziert mit dem jeweiligen gemeindlichen 
Hebesatz. Der Gewerbesteuerschuldner hat gem. § 19 GewStG 
Vorauszahlungen zu entrichten. Diese sind vierteljährlich zum 15. Februar, 
15. Mai, 15. August und 15. November fällig. Gem. § 19 Abs. 2 GewStG 
beträgt jede Vorauszahlung grundsätzlich ein Viertel der Steuer, die sich 
bei der letzten Veranlagung ergeben hat. Die Gemeinde kann die 
Vorauszahlung jedoch nach § 19 Abs. 3 GewStG der Steuerschuld 
anpassen, die sich im Erhebungszeitraum voraussichtlich ergeben wird. 
Die für einen Erhebungszeitraum entrichteten Vorauszahlungen werden 
auf die sich gem. der Abrechnung ergebenden Steuerschuld des 
Erhebungszeitraums angerechnet (§ 20 Abs. 1 GewStG). 
 
Die Gemeinde Dürmentingen verfügte in den letzten Jahren über 
verhältnismäßig hohe Gewerbesteuereinnahmen. So konnte z.B. im 
Haushaltsjahr 2008 ein Gewerbesteueraufkommen in Höhe von  
2.235.494 EUR verzeichnet werden. Abzüglich der Gewerbesteuerumlage 
von 427.254 EUR ergab dies ein Nettoaufkommen von 1.808.240 EUR45, 
was im Haushaltsjahr 2008 einem Nettogewerbesteueraufkommen in 
Höhe von 707,45 EUR pro Einwohner entsprach. 
                                                 
44
 Vgl.  Kapitel 7.2.1.1 
45
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Haushaltsrechnung 2008, Anlage 1 zur 
Jahresrechnung, Blatt 1.4 
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Nettogewerbesteuereinnahmen der Gemeinden in Baden-Württemberg































Abbildung 4: Nettogewerbesteuereinnahmen der Gemeinden in Baden-
Württemberg pro Einwohner nach Gemeindegrößenklassen in 
200846 
 
Das durchschnittliche Nettogewerbesteueraufkommen der Kommunen in 
Baden-Württemberg lag im gleichen Zeitraum bei 472 EUR pro 
Einwohner, in Kommunen mit einer Einwohnerzahl zwischen 1.000 und 
3.000 Einwohnern aber nur bei 275 EUR pro Einwohner.47 So konnte im 
Jahr 2008 auf ein Gewerbesteueraufkommen zurückgegriffen werden, 
welches ca. zweieinhalbmal so hoch war als das durchschnittliche 
Aufkommen von Gemeinden vergleichbarer Größenordnung. Wie in der 
Darstellung ersichtlich wird, korrelieren die Gewerbesteuereinnahmen im 
Durchschnitt mit der Einwohnerzahl. Je größer die Gemeinden, desto 
höher sind die durchschnittlichen Gewerbesteuereinnahmen. Die relativ 
kleine Gemeinde Dürmentingen tastete sich allerdings, zumindest im 
                                                 
46
 Eigene Darstellung in Anlehnung an Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, 
Finanzstatistik Kompakt 2009, S.19 
47
 Vgl.  Statistisches Landesamt Baden-Württemberg, Finanzstatistik Kompakt, 2009, 
S. 18 
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Boomjahr 2008, annähernd an den Wert des Stadtkreises Stuttgart heran, 
welcher netto bei 886 EUR lag.48 
Der Durchbruch der Finanzkrise in die Realwirtschaft Ende 2008 traf die 
Gewerbebetriebe in Dürmentingen jedoch mit aller Härte. Die 
Gewerbesteuervorauszahlungen mussten daraufhin stark nach unten 
korrigiert werden. 
Wie folgende Grafik zeigt, sind die Einnahmen aus der Gewerbesteuer im 

























Abbildung 5: Entwicklung der Gewerbesteuereinnahmen49 
 
Es lässt sich auf einen Blick erkennen, welche Einschnitte die Finanzkrise 
ausschließlich bei den Einnahmen aus der Gewerbesteuer mit sich bringt. 
Konnte im Haushaltsjahr 2008 ein Gewerbesteueraufkommen von über 
2,2 Mio. EUR verzeichnet werden, so wurde der Planansatz in 2009 mit 
1,5 Mio. EUR im Hinblick auf die sich ankündigende Krise, wie auch in den 
Vorjahren, vorsichtig kalkuliert.50 Dass die Gewerbesteuereinnahmen im 
Vergleich zum Vorjahr jedoch um mehr als die Hälfte auf 1.073.317 EUR 
                                                 
48
 Vgl.  ebenda 
49
 Eigene Darstellung auf Grundlage der Rechnungsergebnisse, Planansätze und 
Prognosen 
50
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Haushaltsplan 2009, S.6 
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zurückgehen werden und damit fast 430.000 EUR unterhalb des 
Planansatzes liegen, war nicht abzusehen. 
Waren zu Beginn des Haushaltsjahres 2009 noch 
Gewerbesteuereinnahmen in Höhe von 2.834.552,65 EUR ins Soll 
gestellt, so mussten im Laufe des Jahres Soll-Abgänge in Höhe von 
1.761.235 EUR vorgenommen werden.51 Das heißt, dass das 
Haushaltsjahr 2009 mit einer Soll-Einnahme der Gewerbesteuer in Höhe 
von 1.073.317 EUR abgeschlossen wurde. Dies entspricht lediglich 
ca. 38 % der ursprünglichen Soll-Einnahme. 
Grund hierfür waren neben den laufenden Vorauszahlungen, welche im 
Zuge der desolaten Wirtschaftslage stark nach unten korrigiert werden 
mussten, auch anfallende Rückzahlungen aufgrund eingehender 
Gewerbesteuerabrechnungen der Jahre 2007 und 2008. Der 
konjunkturelle Einbruch Ende 2008 verschlechterte die Gewinne der 
Gewerbebetriebe, sodass die geleisteten Vorauszahlungen nicht mehr der 
Realität entsprachen. Zusätzlich wurden Gewerbesteuervorauszahlungen 
für 2008 im Hinblick auf die sich abzeichnende Konjunkturkrise 
rückwirkend angepasst. 
Im Verhältnis zum Planansatz (Gewerbesteuer: 1.500.000 EUR; 
Gewerbesteuerumlage: 295.600 EUR) fehlten im Haushaltsjahr 2009 
(Gewerbesteuer: 1.073.317 EUR; Gewerbesteuerumlage: 207.041 EUR) 
nach Bereinigung der Gewerbesteuerumlage im Verwaltungshaushalt 
Deckungsmittel in Höhe von 338.124 EUR. 
Im Haushaltsplan 2010 wurden die Einnahmen aus der Gewerbesteuer 
mit 1 Mio. EUR veranschlagt. Der Planansatz führte bei Vorstellung des 
Haushaltsplanentwurfs zu Diskussionen im Gemeinderat, ob diese 
Annahme im Zuge der Finanzkrise nicht zu optimistisch gewählt sei. Ein 
Gemeinderat sprach sich dafür aus, den Planansatz weiter nach unten zu 
korrigieren, um realitätsnah planen zu können. Nach einer 
                                                 
51
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Auszug KIRP, Gewerbesteuer 2009 
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diesbezüglichen Diskussion wurde der Planansatz von 1 Mio. EUR vom 
Gremium jedoch als realistisch eingeschätzt und belassen.52  
Im Gegensatz zu den Befürchtungen noch zu Beginn des laufenden 
Haushaltsjahres zeichnet sich jedoch eine außerordentlich erfreuliche 
Entwicklung ab. Die gegenwärtige Konjunkturaufhellung beschert den 
Gewerbetreibenden in Dürmentingen volle Auftragsbücher. 
Dementsprechend sind die zu erwartenden Gewerbesteuereinnahmen, 
wie in der Grafik ersichtlich ist, deutlich gestiegen. Gegenwärtig wird mit 
einer voraussichtlichen Verbesserung in einer Größenordnung von 
ca. 600.000 EUR gerechnet. Betrugen die Soll-Einnahmen zu Beginn des 
Haushaltsjahres noch 721.720 EUR, so erhöhten sich diese Mitte Juni 
bereits auf 1.327.878 EUR. Gegenwärtig (Stand: 23.08.2010) beträgt die 
Soll-Einnahme aus der Gewerbesteuer bereits 1.618.105 EUR.53 Weitere 
Soll-Zugänge zeichnen sich nach Aussage des Fachbediensteten für das 
Finanzwesen, Herrn Weinhard, ab. 
5.1.2 Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
Der verfassungsrechtliche Anspruch der Gemeinden auf einen Anteil am 
Aufkommen der Einkommensteuer ist in Artikel 106 Abs 5 GG festgelegt. 
Danach steht den Gemeinden ein solcher Anteil auf Grundlage der 
Einkommensteuerleistungen ihrer Einwohner zu. Die Einkommensteuer ist 
somit eine Gemeinschaftssteuer von Bund, Ländern und Gemeinden.54 
Bezugsgrundlage ist aber nicht das gesamte Aufkommen der Lohn- und 
Einkommensteuer im Bundesgebiet, sondern das jeweilige Aufkommen 
des einzelnen Landes.55 
Dieser Anteil wird von den Ländern anhand eines Verteilungsschlüssels, 
welcher sich an den Einkommensteuerleistungen der Einwohner orientiert, 
aufgeteilt.56 
                                                 
52
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Verhandlung des Gemeinderats vom 21.12.2009, S.3 
53
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Gewerbesteuer, Auszug KIRP vom 23.08.2010 
54
 Vgl.  Bundesministerium der Finanzen, Dokumentation, Der Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer in der Gemeindefinanzreform, S.4 
55
 Vgl.  ebenda, S.9 
56
 Vgl.  Zwick, 2007, S.56 
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Gem. der Bekanntmachung des Finanzministeriums über die Aufteilung 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer, beträgt dieser 
Verteilungsschlüssel, die sog. Schlüsselzahl, ab 2009 für die Gemeinde 
Dürmentingen 0,0002004. 
Wie in der Eingangsgrafik in Kapitel 5.1 dargestellt, leistet der Anteil der 
Einkommensteuer mit einem durchschnittlichen Beitrag an den gesamten 
Einnahmen zwischen 18 und 20 % in den letzten Haushaltsjahren einen 
wesentlichen Anteil an den Gesamteinnahmen der Gemeinde. Neben der 














Abbildung 6: Gemeindeanteil Einkommensteuer57 
 
In den letzten Jahren stellte der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
eine sichere und vor allem stetig ansteigende Einnahmequelle dar. So 
stieg das Aufkommen zwischen 2004 und 2008 um über 40 %. Im Jahr 
2008 gipfelte der Gemeindeanteil Dürmentingens bei einem Aufkommen 
von 902.235 EUR. 
Die Finanzkrise hinterließ aber auch hier kräftige Spuren. Grund für den 
starken Einnahmerückgang war bzw. ist vor allem, analog zur 
Gewerbesteuer, die sehr schlechte Wirtschaftsentwicklung. So sind in 
erster Linie die zurückgehenden Gewinne der Personengesellschaften, 
                                                 
57
  Eigene Darstellung auf Grundlage der Rechnungsergebnisse, Planansätze und 
Prognosen 
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welche nicht wie die Kapitalgesellschaften der Körperschaftsteuer, 
sondern der Einkommensteuer unterliegen, sowie das zurückgehende 
Lohneinkommen für den Einnahmeeinbruch verantwortlich. Als weiterer 
bedeutsamer Grund können aber auch Steuerrechtsänderungen, hier vor 
allem das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zur Pendlerpauschale, 
genannt werden.58 So verringerte sich der Gemeindeanteil Dürmentingens 
im Jahr 2009 im Vergleich zum Vorjahr um über 103.000 EUR. Mit einem 
solch drastischen Einbruch konnte nicht gerechnet werden, zumal sich die 
Haushaltsplanung auf den jährlichen Haushaltserlass des Innen- und 
Finanzministeriums Baden-Württemberg stützt. 
Aufgrund der Prognosen des Haushaltserlasses für das Jahr 2010 musste 
ursprünglich mit einem weiteren Absinken des Anteils der Gemeinde 
Dürmentingen um ca. 75.000 EUR gerechnet werden. Der 
Haushaltserlass 2011 korrigiert die Prognosen für 2010 leicht nach oben, 
so dass nunmehr „nur“ noch ein Absinken im Vergleich zu 2009 von 
ca. 55.000 EUR zu erwarten ist. Dies würde einem Gemeindeanteil von 
ungefähr 740.000 EUR entsprechen. 
Vergleicht man das aktuelle Aufkommen mit den Zahlen der mittelfristigen 
Finanzplanung des Haushaltsplans 2009, wird der Einnahmerückgang 
infolge der Finanzkrise nochmals deutlich. So wurde in der mittelfristigen 
Finanzplanung von 2009 für das Haushaltsjahr 2010 mit Einnahmen aus 
dem Gemeindeanteil der Einkommensteuer in Höhe von 950.000 EUR 
gerechnet. Allein durch den Einbruch des Einkommensteueranteils, 
welcher in 2009 100.000 EUR und in 2010, sollten sich die Prognosen 
bestätigen, ca. 210.000 EUR beträgt, fehlen der Gemeinde Einnahmen 
einer erheblichen Größenordnung, mit denen noch zu Beginn des 
Haushaltsjahres 2009 fest gerechnet wurden. Insgesamt sind dies allein in 
den Jahren 2009 und 2010, im Vergleich zu den Planzahlen der 
mittelfristigen Finanzplanung im Haushaltsplan 2009, Mindereinnahmen in 
Höhe von 310.000 EUR. 
 
                                                 
58
  Vgl. http://www.demo-online.de/content/ernuechternde-prognosen, Abruf am 
15.07.2010 
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Die Bekanntmachungen des Finanzministeriums über den Gesamtbetrag 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer für das erste und zweite 
Vierteljahr 2010 weisen einen Gesamtbetrag des Gemeindeanteils an der 
Einkommensteuer in Höhe von 1.039.738.440 EUR für das erste und 
996.397.147 EUR für das zweite Quartal aus. Sollte sich die Entwicklung 
so fortsetzen, kann jedoch auch hier von einer leichten Aufhellung 
ausgegangen werden. Wie bereits erwähnt, wird im aktuellen 
Haushaltserlass bisher lediglich mit einem Gesamtaufkommen in Höhe 
von 3,7 Mrd. EUR gerechnet. Ob und inwieweit hier noch Spielraum nach 
oben besteht, bleibt abzuwarten. 
Für das Haushaltsjahr 2011 wird bisher von einem Gesamtaufkommen in 
Höhe von 3,65 Mrd. EUR ausgegangen, was im Vergleich zu den 
aktuellen Prognosen für 2010 erneut einem leichten Rückgang des 
Gemeindeanteils von ca. 10.000 EUR entsprechen würde. 
5.2 Stabile Steueraufkommen 
Eine weitere reagible Einnahmeart, deren Aufkommen sich jedoch 
während der Finanzkrise stabil gezeigt hat, stellt der Gemeindeanteil an 
der Umsatzsteuer dar. Ein solcher Anteil steht den Gemeinden gem. 
Artikel 106 Abs. 5a Satz 1 GG zu und orientiert sich am 
Gesamtaufkommen der Umsatzsteuer. Gegenwärtig beträgt der 
Gemeindenanteil 2,2 vom Hundert des um einen Vorabzug des Bundes 
bereinigten Umsatzsteueraufkommens.59 Dieser Anteil wird von den 
Ländern gem. Art. 106 Abs. 5a Satz 2 GG entsprechend einer orts- und 
wirtschaftsbezogenen Schlüsselzahl verteilt.60  
Da sich die Inlandsumsätze trotz der Finanzkrise stabil verhalten haben, 
konnte sich der Umsatzsteueranteil sogar etwas erhöhen.61 So belief er 
sich bei der Gemeinde Dürmentingen im Jahr 2009 auf 132.631 EUR. Im 
Vorjahr waren dies 124.875 EUR. Aufgrund der Orientierungsdaten der 
                                                 
59
 Vgl.  Zwick, 2007, S.58 
60
 Vgl.  Sixt/Notheis/Menzel/Roth, 2009, S.78 
61
 Vgl.  http://www.bundesfinanzministerium.de/nn_82808/DE/BMF__Startseite/Aktuelles 
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steuereinnahmen-bund-laender/steuereinnahmen-bund-laender.html#2.6, 
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Haushaltserlasse 2010 und 2011 wird der Gemeindeanteil an der 
Umsatzsteuer auch künftig dieses Niveau halten bzw. sich leicht erhöhen. 
 
Neben den genannten volatilen Einnahmearten verfügen die Gemeinden 
auch über Einnahmequellen, deren Aufkommen relativ stabil sind. Zu den 
Einnahmen, die praktisch keinen Schwankungen unterliegen, gehören die 
Grundsteuern A und B. Die Grundsteuern belasten auf Grundlage des 
Grundsteuergesetzes zwei verschiede Formen des Grundbesitzes. Die 
Grundsteuer A wird auf land- und forstwirtschaftlichen Grundbesitz 
erhoben, die Grundsteuer B auf alle übrigen Grundstücke.62 Grundlage zur 
Erhebung ist der Einheitswert des einzelnen Grundstücks. Dieser wird auf 
Grundlage des Bewertungsgesetzes vom Finanzamt festgelegt und 
unterliegt bis zu einer neuen Hauptfeststellung aller Grundstücke keinen 
Schwankungen. Auf den Einheitswert wird eine je nach Art und Nutzung 
der Grundstücke differenzierte Messzahl angewandt. Somit ergibt sich der 
Steuermessbetrag.63 Da dieser bis zur Neufeststellung des Einheitswertes 
keinen Schwankungen unterliegt, entwickeln sich die 
Grundsteuereinnahmen sehr stabil. Ähnlich der Gewerbesteuer wird die 
Grundsteuer arbeitsteilig festgelegt. So steht den Gemeinden auch hier 
ein Hebesatzrecht auf den Steuermessbetrag zu.64 Die Grundsteuerschuld 
ergibt sich demnach durch Multiplikation von Steuermessbetrag und 
gemeindlichen Hebesatz. 
 
Neben den Grundsteuern zeigen sich die Einahmen aus Gebühren und 
Beiträgen ebenfalls relativ stabil. 
5.3 Problematik des Finanzausgleichsgesetzes Baden-Württemberg 
Jedem Bundesland ist es weitgehend selbst überlassen, wie es seiner 
Pflicht zur aufgabengerechten Finanzausstattung der Kommunen 
nachkommt. In Art. 106 Abs.7 GG wird lediglich gefordert, dass die 
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 Vgl.  Zwick, 2007, S.54 
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 Vgl.  Schwarting, 2010, S.59 
64
 Vgl.  Steiner, 2006, S.104 
Auswirkungen auf Zahlungsströme der Gemeinde Dürmentingen infolge 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 
   
23 
Kommunen zwingend Anteile am Steueraufkommen des Landes erhalten 
müssen.65 Diesen Auftrag des Grundgesetzgebers haben sämtliche 
Bundesländer zum Anlass genommen, Finanzausgleichssysteme zu 
entwickeln, die die Finanzkraftunterschiede der Gemeinde abmildern 
sowie dem Land die Möglichkeit verschaffen sollen, durch ein 
Zuweisungssystem Maßnahmen von besonderer Bedeutung zu fördern.66 
Der Finanzausgleich nimmt daher eine ergänzende Funktion ein. Er soll 
die den Kommunen zur Verfügung stehende Finanzmasse aufstocken und 
die unterschiedliche Finanzkraft der Gemeinden ausgleichen.67 Kernstück 
des Finanzausgleichs sind daher die Schlüsselzuweisungen, deren Sinn 
darin besteht, die Finanzkraft dem Finanzbedarf anzupassen.68 Das 
Finanzausgleichssystem des Landes Baden-Württemberg ist im 
Finanzausgleichsgesetz geregelt. 
5.3.1 Zeitlich versetzte Berechnungsgrundlage des § 6 FAG 
Der kommunale Finanzausgleich soll den Gemeinden automatische 
Stabilisierung bieten.69 Um die unterschiedlichen Finanzkräfte zwischen 
den Gemeinden ausgleichen zu können, muss daher die Finanzkraft einer 
jeden Gemeinde festgestellt werden. Die Finanzkraft der Gemeinden wird 
nach dem FAG anhand zurückliegender Rechnungsergebnisse berechnet. 
Daher reagiert der Finanzausgleich stets zeitverzögert.70  
Die Umlagen und Leistungen bemessen sich jeweils an der 
Steuerkraftmesszahl (Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden 
Steuerkraft) sowie an der Steuerkraftsumme (Kreisumlage, FAG-Umlage). 
Die Steuerkraftmesszahl wird nach Maßgabe des § 6 FAG berechnet. Die 
Steuerkraftsumme besteht gem. § 38 Abs. 1 Nr. 1 und 2 FAG aus der 
Steuerkraftmesszahl sowie den erhaltenen Schlüsselzuweisungen für das 
zweitvorangegangene Jahr.  
 
                                                 
65
 Vgl.  Roßmüller, 2009, S.86 
66
 Vgl.  Rehm/Rehm, 2010, S.291 
67
 Vgl.  Roßmüller, 2009, S.87 
68
 Vgl.  Schwarting, 2010, S.51 
69
 Vgl.  Schwarting, 2002, S.61 
70
 Vgl.  ebenda 
Auswirkungen auf Zahlungsströme der Gemeinde Dürmentingen infolge 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 
   
24 
Nachfolgende Grafik erläutert die Berechnung der Steuerkraftmesszahl 
und Steuerkraftsumme der Gemeinde Dürmentingen für das Jahr 2010. 
 
 
Abbildung 7: Berechnungsbeispiel Steuerkraftmesszahl und Steuerkraftsumme 
in 201071 
 
Demnach wird bei den Grundsteuern A und B, der Gewerbesteuer, dem 
Einkommensteueranteil, den Zuweisungen nach 29 a FAG sowie dem 
Umsatzsteueranteil jeweils das Ist-Aufkommen des 
zweitvorangegangenen Jahres zu Grunde gelegt. Allerdings wird aus dem 
Aufkommen der tatsächliche gemeindliche Hebesatz herausdividiert und, 
wie in der Grafik ersichtlich, durch einen fiktiven landeseinheitlichen 
Hebesatz ersetzt. Dies führt dazu, dass lediglich die Aufkommen nach den 
fiktiven landeseinheitlichen Hebesätzen bei den Berechnungen der 
Umlagen und Zuweisungen des kommunalen Finanzausgleichs 
berücksichtigt werden. In der Konsequenz führen gemeindliche 
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Hebesätze, welche über dem fiktiven Hebesatz liegen, zu 
Steuereinnahmen, die die Steuerkraftsumme bzw. Steuerkraftmesszahl 
nicht berühren. Folglich verändern diese Steuereinnahmen die Umlagen- 
bzw. Zuweisungshöhe nicht. 
 
Wie oben bereits ausgeführt, waren die Steuereinnahmen in den Jahren 
vor der Krise und hier speziell in 2008 sehr hoch. Diesem Umstand ist es 
geschuldet, dass die Gemeinde Dürmentingen im Jahr 2010 eine sehr 
hohe Steuerkraftmesszahl aufweist. Die Steuerkraftmesszahl zzgl. der 
erhaltenen Schlüsselzuweisungen für das zweitvorangegangene Jahr 
ergibt die Steuerkraftsumme (§ 38 Abs. 1 FAG). Die Steuerkraftquote 
berechnet sich, indem man die Steuerkraftmesszahl ins Verhältnis mit der 
Bedarfsmesszahl setzt. Die Bedarfsmesszahl wiederum ergibt sich aus 
der Einwohnerzahl multipliziert mit einem jährlich durch Rechtsverordnung 
des Finanz- und Innenministeriums festgesetzten Kopfbetrag. Dieser 
beträgt in 2010 für Gemeinden der Größenordnung Dürmentingens 
977 EUR.72 In 2011 sinkt er infolge der Finanzkrise auf 862 EUR.73 Der 
geringere Kopfbetrag verringert somit automatisch die Bedarfsmesszahl. 
Deshalb fallen bedarfsorientierte Zuweisungen niedriger aus als bisher. 
Zudem entsteht evtl. ein höherer Umlagesatz bei der FAG-Umlage. 
Setzt man die Bedarfsmesszahl ins Verhältnis zur Steuerkraftmesszahl, so 
ergibt sich die Steuerkraftquote. Diese gibt an, inwieweit sich eine 
Gemeinde aus dem eigenen Steueraufkommen finanzieren kann. Wie 
oben zu entnehmen ist, besitzt die Gemeinde Dürmentingen in 2010 eine 
Steuerkraftquote von über 100 %. Somit ist Dürmentingen im Sinne des 
FAG eine sog. abundante Gemeinde.74 Daraus folgt, dass die 
abzuführenden Umlagen hoch und die Zuweisungen niedrig ausfallen 
bzw. keine Zuweisungen eingehen werden. Nachfolgende Grafik 
verdeutlicht, wie sich die Steuerkraftmesszahl und die Steuerkraftsumme  
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Abbildung 8: Steuerkraftmesszahl und Steuerkraftsumme75 
 
In der Grafik wird ersichtlich, dass die Steuerkraftmesszahl in 2010 ihren 
Höhepunkt erreicht. Die Differenz zur Steuerkraftsumme ist auf die 
erhaltenen Schlüsselzuweisungen im Jahr 2008 zurückzuführen. In 2011 
wird die Steuerkraftmesszahl auf einen niedrigen Wert abfallen. In 2012 
wird sie sich gem. den aktuellen Prognosen der 
Gewerbesteuereinnahmen wieder nach oben orientieren. Die 
Steuerkraftsumme unterscheidet sich in 2012 nicht von der 
Steuerkraftmesszahl, da die Gemeinde in 2010 aufgrund der hohen 
Steuerkraft keine Schlüsselzuweisungen erhalten hat. 
Steuerkraftsummenorientierte Umlagen wie die Kreisumlage und die  
FAG-Umlage werden sich daher im Vergleich zu 2011 trotz einer deutlich 
steigenden Steuerkraftmesszahl nur geringfügig erhöhen. 
5.3.2 Kreisumlage 
Die Landkreise erheben auf Grundlage des FAG eine Kreisumlage. Die 
Kreisumlage ist eine steuerkraftabhängige Umlage, deren 
Berechnungsgrundlage die Steuerkraftsumme ist.76 Die Steuerkraftsumme 
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wird mit dem jeweiligen Hebesatz des Landkreises multipliziert. Wie oben 
dargestellt, ist die Steuerkraftsumme der Gemeinde Dürmentingen im Jahr 
























Abbildung 9: Entwicklung Kreisumlage77 
 
In der Folge fällt die abzuführende Kreisumlage, wie in der Grafik 
ersichtlich, ebenfalls außergewöhnlich hoch aus. So hat sich die 
Kreisumlage gem. nachfolgender Berechnung im laufenden Haushaltsjahr  
von 754.581 EUR in 2009 auf 821.262 EUR erhöht: 
 
Maßgebenden Hebesatz des Landkreises Biberach in 2010:  
28,4 vom Hundert78 
 
Steuerkraftsumme   X  Hebesatz   =       Kreisumlage 
2.891.769 EUR    X 28,4 vom Hundert   = 821.262 EUR 
 
Erst im Haushaltsjahr 2011 wird auch bei der Kreisumlage der 
automatische Stabilisierungsmechanismus des Finanzausgleichs wieder 
deutlich. Hier fallen die Zahlungen aufgrund der schlechten Ergebnisse in 
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2009 niedriger aus. So sinkt die Kreisumlage in 2011 im Vergleich zum 
Vorjahr um 242.828 EUR auf 578.434 EUR. Im Jahr 2012 wird sich die 
Kreisumlage wegen der sich nur gering erhöhten Steuerkraftsumme 
lediglich leicht erhöhen. 
5.3.3 Finanzausgleichsumlage 
Ein weiteres Element des kommunalen Finanzausgleichs ist die          
FAG-Umlage. Sie wird vom Land anhand der Steuerkraft der Gemeinden 
erhoben und größtenteils wieder an die Gemeinden verteilt. Dabei 
erhalten die finanzschwachen Gemeinden höhere Zuweisungen als die 
finanzstarken. Die FAG-Umlage ist also ein Instrument des 
Finanzausgleichs der Gemeinden untereinander.79  
Die Bemessungsgrundlage für die FAG-Umlage ist gem. 
§ 1a Abs. 3 Nr. 1 FAG die Steuerkraftsumme. Wie bei der Kreisumlage 
wird die FAG-Umlage mittels eines Hebesatzes berechnet. Dieser beträgt 
gem. § 1a Abs 2 Satz 1 FAG 22,10 vom Hundert der 
Bemessungsgrundlage, erhöht sich jedoch gem. Satz 2 für jeweils 1 vom 
Hundert, um das die Steuerkraftmesszahl 60 vom Hundert der 
Bedarfsmesszahl übersteigt, um 0,06 vom Hundert. Wie bereits erwähnt, 
liegt die Steuerkraftquote bei 105,15 %. Somit übersteigt die 
Steuerkraftmesszahl 60 vom Hundert der Bedarfsmesszahl um               
45 vom Hundert. Daher berechnet sich ein Erhöhungszuschlag in Höhe 
von 2,7 vom Hundert. Demnach setzt sich die FAG-Umlage 2010 wie folgt 
zusammen: 
 
Steuerkraftsumme     X       Hebesatz        =          FAG-Umlage 
2.891.769 EUR     X 24,80 vom Hundert        =            717.158 EUR 
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Abbildung 10: Entwicklung FAG-Umlage80 
 
Wie der Grafik zu entnehmen ist, setzt auch bei der FAG-Umlage der 
automatische Stabilisierungsmechanismus in 2011 ein. Aufgrund der 
niedrigen Steuerkraftsumme in 2011 wird die FAG-Umlage mit       
473.338 EUR81 im Vergleich zum Vorjahr um 243.820 EUR zurückgehen. 
Im Jahr 2012 wird sich die FAG-Umlage ähnlich der Kreisumlage nur leicht 
erhöhen, da sich die Steuerkraftsumme nur unwesentlich erhöht hat.  
5.3.4 Versäumte Rücklagenbildung 
Wie schon ausgeführt, resultieren die hohen Finanzausgleichszahlungen 
vom sehr hohen Steueraufkommen in 2008. Um auf solche Zahlungen 
vorbereitet zu sein, gibt es gem. § 20 Abs. 1 GemHVO 1973 das 
Instrument der Rücklagen. Gem. Abs. 2 dient die allgemeine Rücklage 
dazu, die rechtzeitige Leistung von Ausgaben zu sichern. 
Die oben dargestellten Berechnungsgrundlagen des Finanzausgleichs 
sind wohl bekannt. Trotzdem wurden die hohen Einnahmen benötigt, um 
eine Vielzahl von Investitionsmaßnahmen zu realisieren.82 Die Gemeinde 
ging davon aus, die Verpflichtungen aus dem FAG mit den laufenden 
Einnahmen decken zu können. Da die Finanzkrise zu einem gewaltigen 
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Einnahmeeinbruch geführt hat, war dies aber nicht möglich. Die Gemeinde 
konnte praktisch auf keine Rücklagen zurückgreifen. 
5.3.5 Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden Steuerkraft 
Die Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden Steuerkraft bilden im 
Finanzausgleich das Gegenstück zur FAG-Umlage. 
Schlüsselzuweisungen erhalten die Kommunen als Ersatz für fehlende 
eigene Steuereinnahmen. Sehr finanzschwache Gemeinden werden 
daher besonders gestützt.83 
Gemäß § 5 Abs.1 FAG errechnen sich die Schlüsselzuweisungen nach 
dem Schlüssel der mangelnden Steuerkraft. Grundlage dieses Schlüssels 
ist eine Gegenüberstellung der Steuerkraftmesszahl mit der 
Bedarfsmesszahl. Gem. § 5 Abs. 2 FAG erhält diejenige Gemeinde, deren 
Bedarfsmesszahl die Steuerkraftmesszahl übersteigt, eine 
Schlüsselzuweisung in Höhe eines Hundertsatzes des 
Unterschiedsbetrags, der sog. Schlüsselzahl. Der Hundertsatz beläuft sich 
gem. den jeweiligen Haushaltserlassen in 2010 und 2011 auf etwa 
70 vom Hundert. Da die Steuerkraftmesszahl der Gemeinde 
Dürmentingen in 2010 die Bedarfsmesszahl übersteigt, liegt im Sinne des 
FAG keine mangelnde Steuerkraft vor. Das heißt, die Gemeinde erhält im 
Jahr 2010 keine Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden Steuerkraft. 
Sie ist abundant. Folgende Grafik verdeutlicht, wie sich das hohe 
Steueraufkommen in 2008 nun auf die Schlüsselzuweisungen auswirkt. 
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Abbildung 11: Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden Steuerkraft84 
 
Es ist deutlich zu erkennen, dass das Jahr 2010 eine Ausnahme bildet. So 
gehen keine Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden Steuerkraft ein. 
Blickt man in der Grafik auf die künftige Entwicklung im Jahr 2011, so wird 
wiederum der um zwei Haushaltsjahre zeitverzögerte automatische 
Stabilisierungsmechanismus des Finanzausgleichs deutlich. Den 
Berechnungen liegen hier die von der Finanzkrise geprägten schlechten 
Ergebnisse von 2009 zu Grunde. Allerdings fallen die 
Schlüsselzuweisungen in 2011 infolge der Finanzkrise im Verhältnis zu 
den Vorjahren dennoch niedriger aus, da der Kopfbetrag zur Berechnung 
der Bedarfsmesszahl im Vergleich zu 2010 deutlich zurückgegangen ist. 
In 2011 berechnen sich die Schlüsselzuweisungen wie folgt: 
Bedarfsmesszahl 2011 abzgl. Steuerkraftmesszahl 2011 = Schlüsselzahl 
2.329.124 EUR             abzgl.     1.863.195 EUR               = 465.929 EUR 
Schlüsselzahl    x      Ausschüttungsquote      =    Schlüsselzuweisungen 
465.929 EUR    x        0,7            =            326.150 EUR 
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Demnach ergeben sich in 2011 Schlüsselzuweisungen nach der 
mangelnden Steuerkraft in Höhe von ca. 326.000 EUR. 
 
Ohne die Finanzkrise hätte sich der Kopfbetrag zur Berechnung der 
Bedarfsmesszahl sehr wahrscheinlich stabil entwickelt oder sich evtl. leicht 
erhöht. Mit einem Kopfbetrag wie im Vorjahr in Höhe von 977 EUR hätte 
sich in 2011 unter sonst gleichen Bedingungen eine Bedarfsmesszahl in 
Höhe von 2.639.854 EUR ergeben. Demzufolge ergäbe sich eine 
Schlüsselzahl von 776.659 EUR. Die Gemeinde hätte also 
Schlüsselzuweisungen in Höhe von 543.661 EUR erhalten. 
Auch die Höhe der Schlüsselzuweisungen leidet also an den Folgen der 
Finanzkrise. 
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6 Probleme durch die Einnahmen- und Ausgabensituation 
Folgende Auflistung soll in einer Gesamtbetrachtung verdeutlichen, in 
welcher Intensität sich die Einnahmen infolge der Finanzkrise im Vergleich 
zu 2008 verringert haben. Zusätzlich wird gegenübergestellt, wie sich die 
Umlagen des Finanzausgleichs Baden-Württemberg überproportional 
erhöht haben: 
 
Abbildung 12: Wenigereinnahmen/Mehrausgaben im Vergleich zu 200885 
 
Insgesamt ergeben sich in den Haushaltsjahren 2009 und 2010 im 
Vergleich zu 2008 Wenigereinnahmen in Höhe von 2.048.507 EUR. Die 
Mehrausgaben infolge des Finanzausgleichs belaufen sich auf insgesamt 
447.537 EUR. Zusammengefasst fehlen deshalb im Vergleich zu 2008 
Mittel in Höhe von ca. 2,5 Mio. Euro. 
Diese Betrachtungsweise soll allerdings nicht den Eindruck erwecken, 
dass die Finanzkrise für die genannten Wenigereinnahmen in vollem 
Umfang verantwortlich ist. Das Haushaltsjahr 2008 bescherte der 
Gemeinde Rekordeinnahmen, wie sie vormals noch nie dagewesen 
waren. Daher hätte auch eine „normale“ Konjunkturentwicklung kurz- oder 
mittelfristig zu einem Rückgang der Einnahmen geführt. Dieser hätte sich 
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allerdings nicht in der dargestellten Intensität und nicht mit einer derart 
rasanten Geschwindigkeit vollzogen. Gänzlich unbeachtlich ist die 
Finanzkrise hingegen für die Mehrausgaben bei den Umlagen des 
Finanzausgleichs infolge des Steuerkraftanstiegs in 2010. Daher soll diese 
Darstellung vielmehr verdeutlichen, in welcher Rasanz und in welchem 
Ausmaß die Einnahmen eingebrochen sind. Gleichzeitig wird aufgezeigt, 
wie stark die Ausgaben aufgrund des Finanzausgleichs, just in der Phase, 
in der die Einnahmen weggebrochen sind, um fast 450.000 EUR 
ansteigen. Dass diese Gesamtentwicklung zwangsläufig zu Engpässen 
führt, bedarf keinen näheren Ausführungen. 
6.1 Zuführungsrate an den Vermögenshaushalt bzw. umgekehrte 
Zuführung 
Nach der Systematik der Kameralistik müssen gem.                                   
§ 22 Abs. 1 S.1 GemHVO 1973 die im Verwaltungshaushalt zur Deckung 
der Ausgaben nicht benötigten Einnahmen dem Vermögenshaushalt 
zugeführt werden. Weiterhin verlangt Satz 2 dieser Vorschrift, dass die 
Zuführungsrate dabei mind. so hoch sein muss, dass damit die 
Kreditbeschaffungskosten und die ordentliche Tilgung von Krediten 
gedeckt werden können. Die Zuführung soll ferner die Ansammlung von 
Rücklagen ermöglichen und mind. so hoch sein wie die aus Entgelten 
gedeckten Abschreibungen (Sollzuführung). Dieser Systematik zufolge 
dient die Sollzuführung also dazu, die Substanzerhaltung 
sicherzustellen.86 
 
Infolge der Finanzkrise konnte die Gemeinde Dürmentingen aufgrund des 
oben dargestellten Einnahmeeinbruchs und Ausgabeanstiegs in 2009 die 
laufenden Ausgaben nicht mehr mit den laufenden Einnahmen decken. 
Somit konnten die gesetzlichen Vorgaben des § 22 Abs. 1 GemHVO 1973 
nicht eingehalten werden. Reichen die Einnahmen des 
Verwaltungshaushalts nicht aus, müssen dem Verwaltungshaushalt Mittel 
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vom Vermögenshaushalt zugeführt werden.87 Diese sog. umgekehrte 
Zuführung belief sich im Jahr 2009 auf 256.625,99 EUR. Auch dies ist ein 
Indiz dafür, wie sehr Dürmentingen von der Finanzkrise getroffen wurde. 
So wurde eine umgekehrte Zuführung in den letzten 25 Jahren trotz 
kräftigen Konjunktureinbrüchen (z.B. in den Haushaltsjahren 2002 und 
2003) niemals erforderlich.88 
 
Dem bisherigen Verlauf des aktuellen Haushaltsjahres sowie den 
Zukunftsprognosen zufolge kann eine umgekehrte Zuführung im 
Haushaltsjahr 2010 mit hoher Wahrscheinlichkeit vermieden werden. 
Diese äußerst erfreuliche Entwicklung verläuft völlig gegensätzlich zu den 
Prognosen noch zu Beginn des Haushaltsjahres. Angesichts der noch 
Ende 2009 sehr schlechten konjunkturellen Lage, musste mit einem 
schwachen Gewerbesteueraufkommen gerechnet werden. Gleichzeitig 
war gewiss, dass die hohe Steuerkraft in 2010 zu einem erneuten Anstieg 
der Ausgaben im Zuge des Finanzausgleichs führen wird.  
So wurde im Haushaltsplan 2010 mit einer umgekehrten Zuführung in 
Höhe von 485.000 EUR89 gerechnet. Neben Dürmentingen planten 18 
weitere Kreisgemeinden angesichts des Ausgabeanstiegs und 
Einnahmerückgangs mit einer Zuführung vom Vermögens- an den 
Verwaltungshaushalt.90 
Wie oben erwähnt, führt die aktuelle Entwicklung der Einnahmen zu einer 
deutlichen Entspannung dieser Planzahlen. So führen vor allem die 
prognostizierten Mehreinnahmen hauptsächlich der Gewerbesteuer dazu, 
dass es zu keiner weiteren umgekehrten Zuführung kommen wird. Die 
Einnahmen des Verwaltungshaushalts werden wieder ausreichen, um die 
Ausgaben zu decken. Zusätzlich kann voraussichtlich eine Zuführung vom 
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Verwaltungs- zum Vermögenshaushalt erfolgen. Derzeitigen Schätzungen 
zufolge wird diese bei ca. 200.000 bis 300.000 EUR liegen.91 
6.2 Allgemeine Rücklage 
Die allgemeine Rücklage soll die rechtzeitige Leistung von Ausgaben 
sichern (§ 20 Abs. 2 GemHVO 1973). Daher muss stets ein Betrag 
vorhanden sein, der gem. § 20 Abs. 2 Satz 2 GemHVO 1973 mind. so 
hoch ist, wie 2 % der durchschnittlichen Ausgaben des 
Verwaltungshaushalts der letzten drei Haushaltsjahre (gesetzliche 
Mindestrücklage). Nach § 20 Abs. 3 GemHVO 1973 dient die allgemeine 
Rücklage auch dazu, die Ausgaben des Vermögenshaushalts künftiger 
Jahre zu erleichtern, hier vor allem für die Tilgung von Krediten, die 
Inanspruchnahme aus Bürgschaften und für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen. 
Die Rücklagen sind gem. § 21 Abs. 1 GemHVO 1973, sofern sie nicht als 
Betriebsmittel der Kasse benötigt werden, sicher und ertragbringend 
anzulegen, allerdings nur insoweit, als dass sie für ihre Zweckbestimmung 
rechtzeitig verfügbar sind. 
Aufgrund der hohen Investitionstätigkeit der Gemeinde konnten in den 
Jahren vor der Krise nur geringe Rücklagen angesammelt werden. 
Nachfolgende Grafik über den Bestand der allgemeinen Rücklage 
verdeutlicht dies. 
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Abbildung 13: Stand Allgemeine Rücklage92 
 
Im Haushaltsjahr 2007 erfolgte eine Entnahme der allgemeinen Rücklage 
in Höhe von 99.085 EUR. Lediglich in 2008 fand aufgrund der sehr guten 
Einnahmesituation eine nennenswerte Rücklagenzuführung in Höhe von 
343.022 EUR statt. Unabhängig von der Finanzkrise war es geplant, die 
allgemeine Rücklage bis 2010 bis zur Mindestrücklage zu entnehmen, um 
die anstehenden Investitionen zu finanzieren. 
Gem. § 22 Abs. 3 Nr. 1 GemHVO 1973 dürfen Mittel der allgemeinen 
Rücklage auch zum Ausgleich des Verwaltungshaushalts verwendet 
werden, wenn der Ausgleich trotz Ausschöpfung der 
Einnahmemöglichkeiten sowie Ausnutzung aller Sparmöglichkeiten nicht 
erreicht werden kann. 
Aufgrund der Rücklagenentnahme infolge der Investitionsmaßnahmen 
blieb hierfür allerdings kein Spielraum. So wurde die allgemeine Rücklage 
im Jahr 2009 planmäßig bis zur gesetzlichen Mindestrücklage in Höhe von 
114.300 EUR entnommen. Somit war es nicht möglich, dem 
Verwaltungshaushalt Deckungsmittel aus der allgemeinen Rücklage 
zuzuführen. 
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6.3 Fehlbeträge 
Durch die dargestellte Entwicklung der Liquiditätsströme war die 
Gemeinde Dürmentingen infolge der Finanzkrise im Jahr 2009 nicht mehr 
in der Lage, ihre laufenden Ausgaben durch laufende Einnahmen zu 
decken. Da keine Mittel aus Rücklagen mehr vorhanden waren und sich 
im Vermögenshaushalt kein Einnahmeüberschuss ergab, entstand daher 
ein Fehlbetrag.  
Auch in einem ausgeglichenen Haushalt führen zeitliche Differenzen 
zwischen Zahlungseingängen und -ausgängen teilweise zu einem 
Liquiditätsbedarf. Über das gesamte Haushaltsjahr hinweg betrachtet, gibt 
es jedoch keinen ungedeckten Liquiditätsbedarf.  
Ein unausgeglichener Haushalt jedoch, wie er in der Gemeinde 
Dürmentingen in 2009 und evtl. 2010 vorliegt, führt zwangsläufig zu 
fehlenden Finanzmitteln, um die Aufgabenerfüllung zu gewährleisten. Das 
heißt, dass in Höhe der Fehlbeträge zusätzlich liquide Mittel benötigt 
werden. Der Liquiditätsbedarf kann so lange nicht geschlossen werden, 
solange der Fehlbetrag nicht behoben werden kann.93 In einem 
unausgeglichenen Haushalt ist es oberste Priorität, wieder zu einer 
ausgeglichenen Haushaltswirtschaft zurückzukehren.94 Daher müssen alle 
Ausgaben auf den Prüfstand gestellt und alle vorhandenen Sparpotentiale 
ausgeschöpft werden, um Fehlbeträge möglichst reduzieren zu können. 
Gem. § 23 GemHVO 1973 soll ein Fehlbetrag unverzüglich gedeckt 
werden, spätestens jedoch im dritten dem Haushaltsjahr folgenden Jahr. 
So beläuft sich der Fehlbetrag des Haushaltsjahres 2009 auf     
838.145,75 EUR.95 Dieser muss gem. oben aufgeführter Problematik 
spätestens in 2012 gedeckt werden. Zusätzlich wurde im Haushaltsplan 
2010 mit einem Fehlbetrag in Höhe von 538.000 EUR gerechnet.96 Dieser 
könnte sich den Einnahmeprognosen zufolge jedoch deutlich verringern 
bzw. sogar auf Null fallen. So wird bei der Gewerbesteuer, wie oben 
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ausgeführt, derzeit mit Mehreinnahmen im Vergleich zum Planansatz in 
einer Größenordnung von ca. 600.000 EUR gerechnet. Sollte sich die 
wirtschaftliche Situation so stabilisieren bzw. noch verbessern, könnten 
sich die Mehreinnahmen nochmals deutlich erhöhen. Weitere 
Mehreinnahmen gingen bereits bei den Bauplatzverkäufen und den 
Beiträgen ein. Bei den Bauplatzverkäufen liegt die momentane Ist-
Einnahme 82.991 EUR über dem Planansatz und bei den Beiträgen um 
108.563 EUR. Zusätzlich deuten sich weitere Grundstücksverkäufe mit 
Einnahmen von ca. 150.000 EUR an.97 Ebenfalls erfreulich entwickelt sich 
der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer, der voraussichtlich 
ca. 20.000 EUR über dem Planansatz liegen wird.  
Noch im Juni des laufenden Jahres rechnete die Gemeinde mit einem 
Fehlbetrag für 2010 in einer Größenordnung zwischen 150.000 und 
200.000 EUR.98 
Aufgrund von nochmals nach oben angepasster Prognosen der 
Gewerbesteuereinnahmen ist es wahrscheinlich, dass die Zuführungsrate 
in ihrer Höhe ausreicht, um einen Fehlbetrag zu verhindern.  
Sollten sich zudem die andeutenden Grundstücksverkäufe wie geplant 
realisieren lassen und die Gewerbesteuereinnahmen weiterhin stabil 
entwickeln, ist es durchaus denkbar, dass im günstigsten Fall bereits eine 
Teilabdeckung des Fehlbetrags aus 2009 erfolgen könnte.  
Die Chance, den Fehlbetrag bis 2012 gesetzeskonform abdecken zu 
können, würde sich somit wesentlich erhöhen. 
6.4 Schulden (ohne Kassenkredite) 
Kreisangehörige Gemeinden in Baden-Württemberg in der 
Größenordnung zwischen 1.000 und 3.000 Einwohnern sind 
durchschnittlich mit 494 EUR99 je Einwohner am Kreditmarkt verschuldet. 
Mit inbegriffen ist auch die Verschuldung der rechtlich unselbstständigen 
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Eigenbetriebe.100 Hierbei unberücksichtigt bleiben die Verbindlichkeiten 
aus der Inanspruchnahme von Kassenkrediten.101 Ähnlich wie beim 
Steueraufkommen102 korreliert die Höhe der Verschuldung mit der Größe 
der Kommune.103 Die Verschuldung der Gemeinde Dürmentingen betrug 
zum 1. Januar 2010 ca. 2.937.000 EUR, was einer                                
Pro-Kopf-Verschuldung in Höhe von 1.134 EUR entspricht, die 
Verschuldung Dürmentingens liegt somit weit über dem 
Landesdurchschnitt. Auch im Kreisvergleich zählt Dürmentingen zum 
Fünftel der am meist verschuldeten Gemeinden im Landkreis Biberach.104 
 



















Abbildung 14: Verschuldung am Kreditmarkt (ohne Kassenkredite und 
kreditähnliche Rechtsgeschäfte)105 
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Wie in der Grafik ersichtlich ist, konnte der Schuldenberg in den letzten 
Jahren etwas abgebaut werden. 
Kreditaufnahmen sind nur dann zulässig, wenn sie mit der kommunalen 
Leistungsfähigkeit in Einklang stehen.106 Dies ist immer dann der Fall, 
wenn die Gemeinde voraussichtlich in der Lage ist, ihre Aufgaben stetig 
zu erfüllen und ihren Verpflichtungen nachzukommen.107 Aufgrund einer 
relativ guten Einnahmesituation war dies bei der Gemeinde Dürmentingen 
stets der Fall, sodass sich eine Verschuldung der dargestellten 
Größenordnung anhäufen konnte. Eine Neuverschuldung durch die 
Finanzkrise fand nicht statt. Dies scheitert bereits an der 
haushaltsrechtlichen Vorgabe, dass laufende Ausgaben nicht durch 
Kredite finanziert werden dürfen.108 So können Kredite nur für 
Investitionen oder Investitionsförderungsmaßnahmen aufgenommen 
werden. Eine Kreditaufnahme, um die infolge der Finanzkrise 
entstandenen Fehlbeträge abzudecken, ist somit nicht möglich. Daher 
konnte die Verschuldung aus Krediten sogar verringert werden. Dennoch 
fallen im Verwaltungshaushalt jährlich hohe Zinszahlungen an. So müssen 
hierfür im Jahr 2010 allein 103.515 EUR aufgebracht werden. Zusätzlich 
wird der Vermögenshaushalt durch hohe Tilgungsbeträge belastet.109 Der 
Schuldendienst insgesamt erschwert somit den Haushaltsausgleich und 
verringert die Leistungsfähigkeit der Gemeinde.  
Ebenfalls verbleibt der Gemeinde aufgrund der hohen Verschuldung 
wenig Spielraum, sich in den kommenden Jahren für 
Investitionsmaßnahmen des Mittels der Kreditaufnahme zu bedienen. Aus 
Sicht der Rechtsaufsicht ist es geboten, vordergründig Schulden 
abzubauen. So ist die Rechtsaufsicht der Meinung, dass in künftigen 
Jahren keine nennenswerten Investitionen mehr angestoßen werden 
können.110 
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Effektiv wird die Verschuldung jedoch auch im laufenden bzw. in 
nachfolgenden Haushaltsjahren ansteigen. Die Erschließung zweier 
Baugebiete in den Teilorten Hailtingen und Heudorf soll jeweils über eine 
Sonderrechnung finanziert werden. Bei einer solchen Sonderrechnung, 
die außerhalb des Haushalts geführt wird, handelt es sich um ein sog. 
kreditähnliches Rechtsgeschäft. Als kreditähnliche Rechtsgeschäfte 
werden Rechtsgeschäfte (Zahlungsverpflichtungen) bezeichnet, die der 
Auswirkung eines Kredits gleichkommen, haushaltsrechtlich aber nicht die 
Begriffsmerkmale des Kredits erfüllen. Allerdings zählen diese 
Zahlungsverpflichtungen haushaltsrechtlich zu den Schulden.111 Diese 
kreditähnlichen Rechtsgeschäfte bedürfen der Genehmigung der 
Rechtsaufsicht. 
Die Zins- und Tilgungszahlungen sollen über Bauplatzverkäufe der über 
die kreditähnlichen Rechtsgeschäfte finanzierten Baugebiete erfolgen. Da 
bereits konkrete Nachfragen nach diesen Bauplätzen eingegangen sind, 
findet daher im Normalfall keine Belastung des Haushalts statt.112 
Dennoch bürgt diese Vorgehensweise das Risiko, dass sich während der 
Laufzeit der Sonderrechnung nicht genügend Bauplätze verkaufen lassen. 
Tritt dieser Fall ein, wird der Haushalt nach Ablauf der Sonderrechnung 
mit der Restschuld belastet. 
 
Inklusive der kreditähnlichen Rechtsgeschäfte wird die Verschuldung der 
Gemeinde bis Ende des Haushaltsjahres 2012 auf ca. 3,2 Mio. EUR. 
ansteigen. Dies entspricht einer Pro-Kopf-Verschuldung in Höhe von 
ca. 1.230 EUR. 
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7 Maßnahmen zur Sicherung der Handlungsfähigkeit 
Weil sich im Laufe des Haushaltsjahres 2009 eine desolate 
Einnahmeentwicklung abzeichnete, mussten frühzeitig Schritte 
unternommen werden, um die Handlungsfähigkeit zu sichern. So war es 
vor allem geboten, die Kassenliquidität aufrecht zu erhalten. In diesem 
Zusammenhang mussten unverzüglich Einsparpotentiale ausgeschöpft 
werden, um den sich abzeichnenden Fehlbetrag zumindest etwas zu 
verringern. 
7.1 Gewährleistung Kassenliquidität 
Grundsätzlich hat die Gemeinde die rechtzeitige Leistung der Ausgaben 
sicherzustellen. Eine Ausnahme von diesem Grundsatz bildet der 
Kassenkredit. Kassenkredite sind Kredite im Sinne von § 607 BGB. 
Haushaltsrechtlich sind Kassenkredite keine Kredite 
(vgl. § 46 Nr. 18 GemHVO 1973), jedoch Schulden. Kassenkredite dürfen 
bis zu dem in der Haushaltssatzung festgesetzten Höchstbetrag 
aufgenommen werden. Aufgabe des Kassenkredits ist es, kurzfristige 
Liquiditätsengpässe abzufangen.113 Demzufolge darf die 
Inanspruchnahme des Kassenkredits nicht zur Regel werden. 
Neben der Inanspruchnahme von Kassenkrediten tragen die 
Ausschöpfung sämtlicher Einsparpotentiale sowie die Ausnutzung aller 
Einnahmemöglichkeiten dazu bei, die Kassenliquidität zu sichern. 
7.1.1 Erhöhung Höchstbetrag Kassenkredite 
Gem. § 89 Abs. 1 GemO kann die Gemeinde, soweit für die Kasse keine 
anderen Mittel zur Verfügung stehen, Kassenkredite bis zum in der 
Haushaltssatzung festgelegten Höchstbetrag aufnehmen. Der bisherige 
Höchstbetrag der Kassenkredite belief sich im Jahr 2009 auf          
800.000 EUR. Da die Haushalte zumindest der Jahre 2009 und 2010 
infolge der Finanzkrise trotz aller Sparmaßnahmen und 
Einnahmenausschöpfung über Kassenkredite mitfinanziert werden 
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mussten, reichte der bisherige Kassenkreditrahmen in Höhe von    
800.000 EUR nicht aus.114 
Nach § 89 Abs. 2 GemO bedarf der Höchstbetrag der Kassenkredite im 
Rahmen der Haushaltssatzung so lange keiner Genehmigung der 
Rechtsaufsicht, als dass er ein Fünftel der veranschlagten Einnahmen des 
Verwaltungshaushalts nicht übersteigt. Um liquide zu bleiben, benötigte 
die Gemeinde jedoch einen Kassenkreditrahmen, der diese 
Voraussetzung nicht erfüllte und somit genehmigungspflichtig war. Nach 
vorheriger Absprache mit der Rechtsaufsichtsbehörde (Landratsamt 
Biberach) über die Genehmigungsfähigkeit im Rahmen einer Besprechung 
zur Finanzlage der Gemeinde115, wurde der Höchstbetrag der 
Kassenkredite im Haushaltsjahr 2010 auf 2 Mio. EUR festgelegt. Dies war 
Voraussetzung für die Liquiditätssicherung der Gemeinde.116 Die mit über 
1 Mio. EUR höchste Inanspruchnahme des Kassenkredits erfolgte im 
Januar des laufenden Haushaltsjahres.117 Seither hat sich die Kassenlage 
wieder etwas entspannt. 
7.1.2 Kredittilgungsaussetzung im Haushaltsjahr 2010 
Um die Kassensituation etwas zu verbessern, wurden mit den 
Kreditinstituten Verhandlungen über eine Kredittilgungsaussetzung 
geführt.118 Die entsprechenden Institute zeigten sich in der Folge bereit, 
die Kredittilgungen für 2010 und 2011 kurzfristig auszusetzen. Da sich die 
Haushaltssituation jedoch wider Erwarten deutlich entspannt hat, kann die 
Kredittilgung bereits in 2011 wieder aufgenommen werden. Durch die 
Aussetzung ergab sich 2010 eine Entlastung von ca. 200.000 EUR.119 Der 
Nachteil ist, dass die Gemeinde ihrem erklärten Ziel des Schuldenabbaus 
zumindest für die Zeit der Tilgungsaussetzung nicht gerecht werden kann. 
Zusätzlich führt die unveränderte Schuldenhöhe zu unverändert hohen 
Zinsausgaben. 
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7.1.3 Kurzfristige Einsparungen 
Bei einer Klausurtagung des Gemeinderats über die Kommunalfinanzen 
im November 2009 wurde über kurzfristige Einsparungen des 
Verwaltungshaushalts beraten. Hierbei listete die Verwaltung 
Einsparpotentiale auf, die im Haushaltsplan 2010 noch nicht 
aufgenommen wurden, aber, sollte die Entwicklung es erfordern, in 
künftigen Haushalten berücksichtigt werden können. So ist es angedacht, 
freiwillige Leistungen, wie Zuschüsse, deutlich zu verringern oder ganz zu 
streichen. Ein bedeutsamer Punkt ist hier z.B. die Erhebung eines Entgelts 
für das Amtsblatt, welches dem Bürger bisher kostenlos zur Verfügung 
gestellt wird. Hier ließen sich Einsparungen in Höhe von ca. 18.000 EUR 
realisieren. Weitere Einsparpotentiale ergeben sich in Bereichen der 
Vereinsförderung, Werbung, Unterhaltung etc.120 
7.2 Nachhaltige Haushaltskonsolidierung 
7.2.1 Finanzierungsgrundsätze des § 78 GemO 
Gem. § 78 GemO ist Ausgangspunkt und Kriterium für die 
Mittelbeschaffung der kommunale Finanzbedarf. Daher haben die 
Gemeinden nach § 78 Abs. 1 GemO das Recht, Abgaben nach den 
gesetzlichen Vorschriften zu erheben. § 78 GemO bildet also selbst keine 
Ermächtigungsgrundlage zur Einnahmeerhebung. Als gesetzliche 
Grundlagen können hierfür z.B. das Gewerbesteuergesetz, das 
Grundsteuergesetz etc. genannt werden. Die Rangfolge der 
Finanzierungsmittel bestimmt sich nach § 78 Abs. 2 GemO. Danach 
müssen die Gemeinden zuerst die sonstigen Einnahmen, die 
Leistungsentgelte sowie die Steuereinnahmen ausschöpfen. Steuern 
sollen also nachrangig und nur insoweit erhoben werden, als dass die 
sonstigen Einnahmen und die Leistungsentgelte nicht ausreichen. 
Grundsätzlich muss die Gemeinde auf die wirtschaftlichen Kräfte der 
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Abgabenpflichtigen Rücksicht nehmen.121 Sollten die beschriebenen 
Einnahmearten dennoch nicht ausreichen, dürfen sie gem.                        
§ 78 Abs. 3 GemO nach Maßgabe des § 87 GemO auf Kredite 
zurückgreifen und zwar nur dann, wenn eine andere Finanzierung nicht 
möglich oder diese wirtschaftlich unzweckmäßig wäre. 
Da die Einnahmen im Zuge der Finanzkrise, wie beschrieben, nicht mehr 
ausreichten, musste eine Erhöhung aller genannten Einnahmequellen 
erfolgen. Auf diese Notwendigkeit wurde auch von Seiten der 
Rechtsaufsicht hingewiesen.122 
7.2.1.1 Hebesatzerhöhung Gewerbesteuer 
Ein klassisches Instrument zur Erhöhung der Einnahmen ist die Anhebung 
der Realsteuerhebesätze und hier vor allem des 
Gewerbesteuerhebesatzes. Eine Anhebung trägt jedoch nur in denjenigen 
Kommunen maßgeblich zur Haushaltskonsolidierung bei, bei denen 
Gewerbesteuereinnahmen einen bedeutenden Anteil der Einnahmen des 
Verwaltungshaushalts bilden. In Dürmentingen ist dies, wie in Abbildung 2 
bereits dargestellt wurde, regelmäßig der Fall. Allerdings müssen bei einer 
Erhöhung des Gewerbesteuerhebesatzes stets die Auswirkungen auf die 
Standortqualität der Kommune berücksichtigt werden.123  
Der Hebesatz der Gewerbesteuer belief sich in der Gemeinde 
Dürmentingen bisher auf 340 vom Hundert. Bei einem zu Beginn des 
Haushaltsjahres prognostizierten Steuermessbetrages von                     
ca. 286.000 EUR ergäben sich bei einem unveränderten Hebesatz 
Gewerbesteuereinnahmen in Höhe von 972.400 EUR. Eine Erhöhung des 
Hebesatzes auf 350 vom Hundert erhöhte das Gewerbesteueraufkommen 
auf 1.001.000 EUR. Demnach ließen sich Mehreinnahmen in Höhe von 
28.600 EUR erzielen. Mit Verabschiedung der Haushaltssatzung 2010 
wurde die Hebesatzerhöhung vom Gemeinderat beschlossen. 
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Nach Erhöhung des Hebesatzes auf 350 vom Hundert wurde, wie oben 
erwähnt, im Haushaltsplan ein Gewerbesteueraufkommen von 1 Mio. EUR 
prognostiziert.  
Aufgrund der positiven Konjunkturentwicklung wird nunmehr ein 
Steuermessbetrag in Höhe von ca. 450.000 EUR erwartet. Mit Anstieg des 
Steuermessbetrags erhöhen sich durch die Berechnungsmethode 
automatisch auch die Mehreinnahmen. Sollte sich am Ende des 
Haushaltsjahres, wie gegenwärtig erwartet, ein Steuermessbetrag in der 
genannten Größenordnung ergeben, könnten allein wegen der 
Hebesatzerhöhung Mehreinnahmen in Höhe von 45.000 EUR erzielt 
werden.  
Im Vergleich mit den Nachbargemeinden weist Dürmentingen gegenwärtig 
allerdings den höchsten Hebesatz auf. Aus wettbewerbstechnischen 
Gründen ist es daher geboten, den Hebesatz nach unten zu korrigieren, 
sobald die wirtschaftliche Entwicklung dies zulässt. Daher ist es 
vorgesehen, im Gemeinderat über eine Anpassung des Hebesatzes zu 
beraten, sobald sich die Gewerbesteuereinnahmen wieder bei einem 
Aufkommen von ungefähr 1,5 Mio. EUR eingependelt und festgesetzt 
haben.124  
7.2.1.2 Hebesatzerhöhung Grundsteuern A und B 
Wie oben ausgeführt, bieten die Einnahmen aus den Grundsteuern den 
Gemeinden eine stabile Einnahmequelle. Die Grundsteuereinnahmen sind 
deshalb sehr gut kalkulierbar. Durch die mit der Haushaltssatzung 2010 
verabschiedete Hebesatzerhöhung der Grundsteuern A und B lassen sich 
folgende Mehreinnahmen erzielen: 
Die Hebesatzerhöhung der Grundsteuer A von bisher 320 vom Hundert 
auf 360 vom Hundert führt zu Mehreinnahmen in Höhe von 
ca. 4.000 EUR. 
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Die Erhöhung des Hebesatzes der Grundsteuer B von bisher 300 vom 
Hundert auf 340 vom Hundert führt zu Mehreinnahme in Höhe von 
ca. 35.000 EUR. 
Insgesamt führt die Hebesatzerhöhung beider Grundsteuerarten also zu 
Mehreinnahmen in Höhe von ca. 39.000 EUR.  
Ähnlich wie beim Gewerbesteuerhebesatz stehen die Gemeinden jedoch 
auch hier im Wettbewerb untereinander. So verringern hohe Hebesätze 
die Attraktivität für potentielle Bürger, sich in der Gemeinde nieder zu 
lassen. 
7.2.1.3 Gebührenerhöhung 
Aufgrund einer Kostenkalkulation fand eine Erhöhung der 
Abwassergebühren von bisher 2,75 EUR pro m³ auf nunmehr 3,18 pro m³ 
statt. Der neue Abwassergebührensatz ist kostendeckend im Sinne des 
Kommunalabgabengesetzes. Hierdurch ergeben sich Mehreinnahmen in 
Höhe von 40.000 EUR.125 
7.2.1.4 Vermögensveräußerungen 
Dürmentingen verfügt über ein altes Rathaus. Die Immobilie ist 
gegenwärtig an einen Gewerbetreibenden vermietet. Verkaufsgespräche 
scheiterten jedoch, da dieser sich langfristig im Gewerbegebiet ansiedeln 
möchte. 
 
Gemeindeeigenes Vermögen konnte dagegen in Form von Bauplätzen 
verkauft werden. Im laufenden Haushaltsjahr liegen die Ist-Einnahmen aus 
Bauplatzverkäufen bereits ca. 83.000 EUR über dem Planansatz. Weitere 
Grundstücksverkäufe in einer Größenordnung von ca. 150.000 EUR 
zeichnen sich ab.126 
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7.2.2 Minderung der Ausgaben (Investitionsstopp) 
Zur Konsolidierung des Haushalts wurden alle geplanten 
Investitionsmaßnahmen mit Gemeinderatsbeschluss vom                       
28. September 2009 gestoppt.127 Erwähnenswert ist hier vor allem die 
Errichtung einer Ganztagesbetreuung für die Grund- und Hauptschule, bei 
der sich die Kosten voraussichtlich auf ca. 1 Mio. EUR belaufen hätten. 
Für diese Maßnahme hätte die Gemeinde Ausgleichstockmittel in Höhe 
von ca. 320.000 EUR sowie Zuschüsse in Höhe von ca. 209.000 EUR 
erhalten. Hierfür wurde eine Fristverlängerung beantragt. 
Weiterhin war eine Sanierung der Straßenbeleuchtung geplant, die sich 
auf ungefähr 180.000 EUR bei einem Eigenanteil von ca. 135.000 EUR 
belaufen hätte.128 
Zusätzlich wurde die Installation einer Blitzschutzanlage für den 
Kindergarten in Dürmentingen mit voraussichtlichen Kosten in Höhe von 
ca. 3.000 EUR zurückgestellt.129 
                                                 
127
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Gemeinderatsprotokoll vom 28.09.2009, S.6 
128
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Gemeinderatsvorlage 44/2009 
129
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Haushaltsrechnung 2009, S.31 
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8 Investitionsmaßnahmen aufgrund bewilligter Mittel aus 
Konjunkturpaket 
Die Finanzkrise veranlasste die Bundes- und mit ihr auch die 
Landesregierung dazu, sog. Konjunkturpakete zu schnüren, um der tiefen 
Rezession entgegenzuwirken. 
Das Land Baden-Württemberg setzt dabei auf die Schwerpunkte Bildung 
und Infrastruktur. Insgesamt werden durch Konjunkturprogramme von 
Bund und Land 2,086 Mrd. EUR für Investitionen des Landes und der 
Kommunen bereitgestellt.130 Dabei fließen rund 1,238 Mrd. EUR in die 
Bildungsinfrastruktur.131 
Aus diesem Topf beantragte die Gemeinde Dürmentingen 
Finanzierungsmittel, um das renovierungsbedürftige Dach am Westflügel 
der Schule Dürmentingen durch ein modernes Pultdach mit 
Photovoltaikanlage zu ersetzen. Mit Zuwendungsbescheid vom                
4. Mai 2009 wurde eine Bildungspauschale in Höhe von 100.893,00 EUR 
bewilligt.132 Diese zugesagten Mittel sind zweckgebunden.133  
Bei einer freihändigen Vergabe hätte sich der Eigenanteil der Gemeinde 
gem. der Zusammenstellung des beauftragten Architekturbüros nach 
Abzug der Bildungspauschale auf ca. 43.000 EUR belaufen.134 Trotz des 
vorgelegten unausgeglichenen Haushalts in 2010 kam die Rechtsaufsicht 
zu dem Entschluss, dass die Maßnahme durchgeführt werden sollte. 
Diese Meinung vertrat sie vor allem deshalb, weil das Dach teilweise in 
einem stark renovierungsbedürftigen Zustand sei und daher unabhängig 
von den Fördermitteln mittelfristig eine Sanierung unumgänglich sei.135 
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 Vgl. http://www.baden-wuerttemberg.de/de/Konjunkturprogramme_von_Bund_und_ 
Land/203286. html?referer=88736, Abruf am 27.08.2010 
131
 Vgl.  http://www.staatsministerium.baden-
wuerttemberg.de/de/Meldungen/202373.html?referer= 
103593&template=min_meldung_html&_min=_stm, Abruf am 27.08.2010 
132
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Gemeinderatsvorlage 18/2010, S.1 
133
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Verhandlung des Gemeinderats vom 17. Mai 2010, 
Blatt 4 
134
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Gemeinderatsvorlage 18/2010, S.1 
135
 Vgl.  Niederschrift Gemeinderatssitzung vom 17. Mai 2010, S.2 
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Eine Beschlussfassung über die Vergabe der Arbeiten wurde nicht 
durchgeführt, da sich der Gemeinderat dafür aussprach, die Vergabe nicht 
freihändig durchzuführen, sondern beschränkt auszuschreiben.136 
Die eingegangen Angebote der beschränkten Ausschreibung führten 
jedoch zu einer deutlichen Kostensteigerung. So würde sich der 
Eigenanteil der Gemeinde im Vergleich zum bisherigen Eigenanteil um 
über 80.000 EUR erhöhen und damit fast verdreifachen.137 Angesichts 
dieses hohen Mehraufwandes, die die gegenwärtige Leistungsfähigkeit 
der Gemeinde deutlich übersteigt, entschied der Gemeinderat die Arbeiten 
nicht zu vergeben. Eine Vergabe würde auch an den klaren Vorgaben der 
Rechtsaufsicht scheitern, dass der bisherige Eigenanteil in Höhe von 
ca. 43.000 EUR auf keinen Fall überschritten werden dürfe. 
Aus der Mitte des Gemeinderats wird nunmehr eine reduzierte Umsetzung 
der Dacherneuerung und hier über eine Teilsanierung des besonders 
renovierungsbedürftigen Westflügels vorgeschlagen. Hierzu wurde ein 
Ausschuss des Gemeinderats ermächtigt, zusammen mit der Verwaltung 
die notwendigen Schritte einzuleiten.138  
Daher kann, auch im Hinblick darauf, dass die Maßnahme noch 2010 
begonnen werden muss (Ausschlussfrist für die Mittelgewährleistung der 
bewilligten Bildungspauschale139), gegenwärtig noch nicht gesagt werden, 





                                                 
136
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Niederschrift Verhandlung Gemeinderat vom 17. Mai 
2010, Blatt 5 
137
 Vgl.  ebenda, Blatt 2 
138
 Vgl.  ebenda, Blatt 6 
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 Vgl.  ebenda, Blatt 3 
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9 Ausblick auf künftige Haushaltsjahre 
9.1 Genehmigungsfähigkeit der kommenden Haushalte140 
Die Haushaltssituation im kommenden Haushaltsjahr wird sich deutlich 
verbessern. Wie oben ausgeführt, werden die Zuweisungen aus dem 
kommunalen Finanzausgleich in 2011 aufgrund der geringen Steuerkraft 
des Haushaltsjahres 2009 merklich ansteigen. So werden 2011 
Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden Steuerkraft in Höhe von 
ca. 326.000 EUR eingehen, während sich die Umlagen des FAG im 
gleichen Zeitraum wesentlich verringern. Die Entlastung bei der 
Kreisumlage wird sich, vorausgesetzt der Umlagesatz bleibt unverändert, 
auf ca. 243.000 EUR belaufen. Bei der FAG-Umlage ergibt sich 
voraussichtlich eine Entlastung in Höhe von ca. 244.000 EUR. Insgesamt 
führen die Verringerungen der Umlagen sowie die Erhöhung der 
Zuweisungen zu einer Gesamtentlastung im Vergleich zum Vorjahr von 
über 800.000 EUR. 
Den Prognosen zufolge könnte sich im Haushaltsjahr 2011 eine 
Zuführungsrate an den Vermögenshaushalt in Höhe von ca. 590.000 EUR 
ergeben. Diese Annahme basiert auf durchaus realistischen Schätzungen 
der Verwaltung. So wird z.B. mit einem Gewerbesteueraufkommen in 
Höhe von 1,3 Mio. EUR gerechnet. Im Vergleich dazu beträgt die Höhe 
der Soll-Einnahme gegenwärtig über 1,6 Mio. EUR. Bei den anderen 
Einnahme- und Ausgabearten wird eine Stagnation im Vergleich zum 
Vorjahr unterstellt. 
Sollte sich die Zuführungsrate gem. den ausgeführten Prognosen 
entwickeln, wäre neben der Wiederaufnahme der ordentlichen Tilgungen 
(ca. 220.000 EUR), eine Teilabdeckung des in 2009 entstandenen 
Fehlbetrags, welcher sich auf 838.146 EUR belaufen hat, in einer 
Größenordnung zwischen 300.000 und 400.000 EUR möglich. Je 
nachdem, ob und in welcher Höhe im laufenden Haushaltsjahr bereits eine 
                                                 
140
  Die Ausführungen beziehen sich auf die Prognosen der Verwaltung 
(Gemeinderatsvorlage 24/2010) sowie auf aktuelle Berechnungen der Zuweisungen 
und Umlagen des FAG 
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Teilabdeckung des Fehlbetrags erfolgen wird, ist es sogar möglich, dass 
der Fehlbetrag bereits in 2011 komplett abgedeckt werden kann. Gelingt 
dies in 2011 nicht, so fällt die Restabdeckung in 2012 nach den jetzigen 
Schätzungen zumindest niedrig aus. Alles in allem scheint es sehr 
wahrscheinlich, den Fehlbetrag aus 2009 bis 2012 gesetzeskonform 
abbauen zu können. 
 
Eine Prognose für das Haushaltsjahr 2012 scheint in Anbetracht des 
schwankenden Gewerbesteueraufkommens schwierig. Sollten die 
Gewerbesteuereinnahmen das gegenwärtig prognostizierte Niveau halten 
bzw. sich nochmals erhöhen, steigt die Steuerkraftmesszahl in 2012 
wieder deutlich an. Aktuellen Prognosen zufolge würde die 
Steuerkraftmesszahl demnach bei ca. 2,1 Mio. EUR liegen. Da die 
Gemeinde in 2010 keine Schlüsselzuweisungen erhalten hat, 
unterscheidet sich die Steuerkraftmesszahl jedoch nicht von der 
Steuerkraftsumme. Umlagen, die sich anhand der Steuerkraftsumme 
berechnen (Kreisumlage, FAG-Umlage), erhöhen sich daher im Vergleich 
zu 2011 nur leicht. So steigt die FAG-Umlage auf ca. 497.000 EUR 
(Vorjahr: 473.338 EUR), die Kreisumlage auf ca. 591.000 EUR           
(Vorjahr: ca. 578.400 EUR).  
Da sich die Schlüsselzuweisungen nach der mangelnden Steuerkraft an 
der Steuerkraftmesszahl bemessen, werden diese jedoch bereits in 2012 
wieder deutlich sinken. So werden nach jetzigem Stand lediglich 
ca. 150.000 EUR (Vorjahr: ca. 326.000 EUR) an Schlüsselzuweisungen 
eingehen. Dennoch könnte sich eine relativ hohe Zuführungsrate an den 
Vermögenshaushalt ergeben. 
Bei den Einnahmequellen im Haushaltsjahr 2012 orientieren sich die 
Berechnungen an den Planzahlen des Haushaltserlasses 2011. Demnach 
erhöhen sich sowohl der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer, der 
Umsatzsteueranteil sowie der Familienlastenausgleich zwischen 
3 und 5 % im Vergleich zum Vorjahr. Beim Gewerbesteueraufkommen 
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geht die Gemeinde davon aus, dass sich dieses wieder bei ungefähr 
1,5 Mio. EUR festsetzen wird. 
Treffen diese Prognosen zu, könnte die Mindestzuführung an den 
Vermögenshaushalt auch im Haushaltsjahr 2012 deutlich übertroffen 
werden. Neben den ordentlichen Tilgungen würden die Einnahmen des 
Vermögenshaushalts voraussichtlich ausreichen, um den restlichen 
Fehlbetrag aus 2009, sofern vorhanden, abzudecken. Wie hoch dieser 
noch sein wird, hängt davon ab, in welcher Größenordnung eine 
Fehlbetragsabdeckung in 2011 erfolgt. 
Bereits im Juni diesen Jahres (Gewerbesteuer-Soll bei ca. 1,3 Mio. EUR) 
hielt es die Rechtsaufsicht für wahrscheinlich, dass die künftigen 
Haushalte genehmigungsfähig sein werden und der Fehlbetrag aus 2009 
gesetzmäßig abgedeckt werden kann. Dennoch gibt sie keine 
Entwarnung, da die Eigenmittel der Gemeinde komplett aufgebraucht sind. 
Daher ist es geboten, auch künftig „alle Ausgaben ohne Tabus auf den 
Prüfstand zu stellen“. Aus Sicht der Rechtsaufsicht ist es erforderlich, sich 
im investiven Bereich mittelfristig zurückzuhalten und vorrangig Schulden 
abzubauen.141 
9.2 Zuführung der Überschüsse der Gewerbesteuer in Rücklage 
Sowohl die Verwaltung als auch der Gemeinderat sind sich darüber einig, 
dass zukünftige Mehreinnahmen bei der Gewerbesteuer der Rücklage 
zugeführt werden. Somit sollen künftige Gewerbesteuereinbrüche keine 
derart fatalen Auswirkungen auf die Kommunalfinanzen mehr haben.142 
9.3 Konsequenter Schuldenabbau 
Die Gemeinde Dürmentingen hat sich zum Ziel gesetzt, die Schulden in 
den künftigen Haushalten deutlich abzubauen.143 Langfristig soll die 
Verschuldung der Gemeinde nicht höher sein, als die durchschnittliche 
Verschuldung von Kommunen vergleichbarer Größenordnung. Dass die 
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 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Gemeinderatsvorlage 24/2010, S.18, Schreiben 
Landratsamt Biberach, Amt für Kommunales, Recht und Europa, vom 02.07.2010 
142
 Vgl.  Gemeinde Dürmentingen, Haushaltsrechnung 2009, S.33 
143
 Vgl.  ebenda 
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Gemeinde Schulden abbauen muss, hat unabhängig davon auch die 
Rechtsaufsicht deutlich gefordert. 
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10 Fazit 
Die Finanzkrise hat die Gemeinde Dürmentingen in einem Ausmaß 
getroffen, wie es so noch nie dagewesen war. Die dargestellten 
finanziellen Auswirkungen waren enorm. Zudem konnte Dürmentingen 
nicht auf Rücklagen zurückgreifen. Die Ausschöpfung der vorhandenen 
Sparpotentiale reichte nicht aus, um zumindest einen erheblichen 
Fehlbetrag zu verhindern. 
Trotz den gravierenden Einschnitten, die die Gemeinde in allen Bereichen 
hinnehmen musste, ist es durchaus wahrscheinlich, dass Dürmentingen 
die Finanzkrise relativ glimpflich übersteht. Von einer bereits 
überstandenen Finanzkrise kann jedoch, auch in Anbetracht des sich 
gegenwärtig vollziehenden Aufschwungs, noch nicht die Rede sein. Das 
berüchtigte Damoklesschwert hängt immer noch über der gesamten 
Wirtschaftsleistung.  
Jedoch keimt aufgrund der aktuellen Wirtschaftslage durchaus die 
Hoffnung auf, dass sich die positiven Effekte mehren und somit weitere 
Negativmeldungen ausgleichen, so dass diese zu keinem gravierenden 
Konjunktureinbruch mehr führen werden. In Anbetracht der durchaus noch 
angespannten Situation, wagt es Bundeswirtschaftsminister 
Rainer Brüderle noch nicht von einem Wirtschaftswunder zu sprechen. 
Brüderle spricht jedoch von einem „Aufschwung XL“, der in Richtung eines 
„Aufschwungs XXL“ geht.144 
Von diesem „Aufschwung XL“ profitiert zweifelsfrei auch die Gemeinde 
Dürmentingen. Die Gewerbebetriebe der Gemeinde schrauben ihre 
Gewinnerwartungen hoch; gleichermaßen werden die 
Gewerbesteuervorauszahlungen angepasst. Ein Fehlbetrag im Jahr 2010 
lässt sich daher aller Wahrscheinlichkeit nach verhindern.  
                                                 
144
 Vgl.  http://video.zeit.de/video/557951855001, Abruf am 01.09.2010 
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Der Ausblick auf die künftigen Haushaltsjahre lässt ähnliche positive 
Folgerungen zu. So kann die Kredittilgung bereits in 2011 wieder 
aufgenommen und forciert werden. Auch wird die Gemeinde dem jetzigen 
Stand zufolge in der Lage sein, den aufgrund der Finanzkrise 
angefallenen Fehlbetrag gesetzeskonform auszugleichen. 
Abschließend kann gesagt werden, dass Dürmentingen langfristig 
gesehen, vor allem wegen des stark vorhandenen Gewerbes, die 
Gemeindefinanzen in geordnete Bahnen lenken kann. Nun gilt es, aus den 
Erfahrungen der Finanzkrise zu lernen, den Schuldenabbau voran zu 
treiben und künftig Rücklagen zu bilden. 
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